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1 Einleitung und Projektbeschreibung 

Der demografische Wandel stellt Gesellschaft, Wohnbaupolitik und Pflegeinfrastruktur in 

Niederösterreich vor wachsende Herausforderungen. Die Zahl älterer Menschen steigt 

kontinuierlich, während gleichzeitig ein großer Teil des bestehenden Wohngebäudebe-

stands nicht auf die Bedürfnisse eines selbstbestimmten Lebens im Alter ausgerichtet ist. 

Insbesondere Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen, die in den 1970er- und 

1980er-Jahren errichtet wurden, entsprechen häufig weder heutigen Anforderungen an 

Barrierefreiheit noch an energetische Standards. 

Gleichzeitig wünschen sich die meisten Menschen, möglichst lange in ihrer vertrauten 

Wohnumgebung zu bleiben. Ein selbstbestimmtes Leben im eigenen Zuhause trägt 

wesentlich zur Lebensqualität bei und kann zugleich dazu beitragen, Pflegebedürftigkeit 

hinauszuzögern und den Druck auf stationäre Pflegeeinrichtungen zu reduzieren. Vor 

diesem Hintergrund wurde das Forschungsprojekt „Altersvergnügen im dritten Lebensab-

schnitt im Eigenheim bzw. in den eigenen vier Wänden“ initiiert, um praxisnahe Lösungs-

ansätze für die Anpassung des bestehenden Wohngebäudebestands an die Anforderun-

gen einer älter werdenden Gesellschaft zu entwickeln. 

Das Projekt basierte auf drei inhaltlichen Säulen: 

1. Entwicklung von Qualitätsstandards für altersgerechte Anpassungen im Gebäu-

debestand (Silber- und Goldstandard) 

2. Entwicklung praxisnaher Instrumente wie Checklisten, Mustergrundrisse und 

Kostenabschätzungen für typische Eigenheimtypen 

3. Untersuchung alternativer Wohnformen am Beispiel der „Zentrumsentwicklung 

Schweiggers“. 

Zu Beginn des Projektes wurde eine Bestandsaufnahme der Eigenheimsituation in Nie-

derösterreich durchgeführt. Dabei wurden bauliche, organisatorische und finanzielle 

Hemmnisse für Anpassungen im bestehenden Wohnraum analysiert und relevante Sta-

keholder aus Wohnbau, Pflege, Gemeinden, Planung, Energieberatung und Handwerk 
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eingebunden. Zur fachlichen Begleitung wurde eine interdisziplinäre Steuerungsgruppe 

eingerichtet. 

Darauf aufbauend wurden Qualitätsziele für altersgerechte Anpassungen im Gebäudebe-

stand entwickelt. Im Projekt wurden zwei abgestufte Qualitätsniveaus definiert: ein Silber-

standard für altersgerechte Anpassungsmaßnahmen ohne umfassende energetische Sa-

nierung sowie ein Goldstandard, der diese Maßnahmen mit einer thermischen Sanierung 

und einem Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger verbindet. Ziel dieser 

Differenzierung war es, sowohl niedrigschwellige Anpassungen als auch umfassende Sa-

nierungen bewerten zu können. 

Zur praktischen Anwendung dieser Qualitätsstandards wurden Mustergrundrisse für typi-

sche Eigenheime aus den bauintensiven Jahrzehnten des niederösterreichischen Wohn-

baus erstellt. Darauf aufbauend wurden Maßnahmenpakete und Checklisten entwickelt, 

die Anpassungsmaßnahmen systematisch nach Gebäudebereichen darstellen. Ergän-

zend wurden Kostenabschätzungen für einzelne Maßnahmen sowie für typische Sanie-

rungsszenarien erarbeitet, um Eigentümerinnen und Eigentümern eine realistische Orien-

tierung über mögliche Investitionen zu geben. 

Ein zentrales Ziel des Projektes bestand darin, übertragbare und praxisnahe Modelle für 

die Anpassung bestehender Wohngebäude zu entwickeln, die dazu beitragen können, 

die selbstständige Nutzung des eigenen Wohnraums möglichst lange zu erhalten und da-

mit Pflegebedürftigkeit hinauszuzögern. Gleichzeitig sollte aufgezeigt werden, dass prä-

ventive Maßnahmen im Wohnbereich nicht nur die Lebensqualität verbessern, sondern 

auch langfristig kostendämpfende Effekte im Gesundheits- und Pflegebereich bewirken 

können. 

Im Rahmen des Projektes wurde daher auch eine volkswirtschaftliche Bewertung unter-

schiedlicher Sanierungsstrategien vorgenommen. Dabei wurden Investitionskosten für 

altersgerechte Anpassungen den möglichen Einsparungen im Pflege- und Gesundheits-

bereich gegenübergestellt. Ziel war es, Grundlagen für zukünftige Fördermodelle sowie 

für wohnbau- und sozialpolitische Entscheidungen zu schaffen. 

Ein weiterer Bestandteil des Projektes war die Untersuchung alternativer Wohnformen 

am Beispiel der „Zentrumsentwicklung Schweiggers“. Dabei wurde analysiert, wie 
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verdichtete und gemeinschaftliche Wohnformen im Ortszentrum dazu beitragen können, 

altersgerechtes Wohnen mit vorhandener Infrastruktur zu verbinden und gleichzeitig eine 

Belebung innerörtlicher Lagen zu unterstützen. 

Die Ergebnisse des Projektes wurden in Form von praxisnahen Instrumenten, insbeson-

dere einer Checkliste für Anpassungsmaßnahmen, Mustergrundrissen, Kostenabschät-

zungen sowie Informationsmaterialien aufbereitet und öffentlich zugänglich gemacht. Ziel 

war es, sowohl Eigentümerinnen und Eigentümer als auch Gemeinden, Beratungsstellen 

und Handwerksbetriebe bei der Umsetzung zu unterstützen und das vorhandene Markt- 

und Wertschöpfungspotenzial im bestehenden Wohngebäudebestand sichtbar zu ma-

chen. 

Die Relevanz des Projektes für Niederösterreich ist hoch. Rund 64 % der etwa 737.000 

Hauptwohnsitzwohnungen befinden sich im Eigentum, zwei Drittel davon wurden vor 

1990 errichtet und weisen häufig funktionale und energetische Anpassungsbedarfe auf. 

Gleichzeitig steigt der Anteil älterer Menschen deutlich. Prognosen gehen davon aus, 

dass die Zahl der über 65-Jährigen in Niederösterreich bis 2050 auf über 523.000 Perso-

nen anwachsen wird. 

Vor diesem Hintergrund leistet das Projekt einen Beitrag zur Entwicklung praxisnaher 

Strategien für die Anpassung des bestehenden Wohngebäudebestands an die Anforde-

rungen einer alternden Gesellschaft. Ziel ist es, die Lebensqualität älterer Menschen zu 

verbessern, Pflegebedürftigkeit möglichst lange hinauszuzögern und gleichzeitig langfris-

tig kostendämpfende Effekte im Pflege- und Gesundheitssystem zu ermöglichen. Dar-

über hinaus eröffnet die Anpassung bestehender Wohngebäude zusätzliche Chancen für 

regionale Wertschöpfung und kann wichtige Impulse für die Bau- und Handwerkswirt-

schaft setzen. 
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2 Ergebnisse der einzelnen Arbeitspakete 

Die folgenden Kapitel stellen die Ergebnisse der einzelnen Arbeitspakete dar. Dabei wer-

den zunächst jeweils die Ziele der Arbeitspakete beschrieben und anschließend die im 

Projektverlauf umgesetzten Aktivitäten sowie die daraus gewonnenen Erkenntnisse dar-

gestellt. Auf dieser Grundlage werden Handlungsempfehlungen für altersgerechtes Woh-

nen im bestehenden Gebäudebestand abgeleitet.  

2.1 Arbeitspaket 1: Projektmanagement 

Auf Basis der Erfahrungen aus vielen nationalen und internationalen Projekten und der 

optimalen Qualifikationen der Mitarbeiter:innen konnte der Antragsteller ein umfassendes 

und kompetentes Projektmanagement sicherstellen. Zu den laufenden Aufgaben zählten 

der regelmäßige Kontakt und die Abstimmung innerhalb des Projektteams, mit der einge-

richteten Steuerungsgruppe und mit dem Auftraggeber, die Planung, Koordination und 

Durchführung der in den Maßnahmen genannten Aktivitäten, das zeitliche und monetäre 

Controlling sowie das Berichtswesen. 

Daraus ergaben sich folgende Projektmanagementziele:   

• die Sicherung von Qualität und Inhalt des Projektes, 

• die Einhaltung des Zeitplanes, 

• die Koordination der Beteiligten und der Maßnahmen sowie 

• die Erstellung von Berichten. 

Das Projektmanagement wurde wie geplant durchgeführt und ermöglichte die Sicherstel-

lung von Inhalt und Qualität des Projektes. Innerhalb des Projektteams fanden regel-

mäßige Abstimmungen statt. In den Arbeitspaketen 2 und 3 kam es zu geringfügigen 

zeitlichen Verzögerungen, da Rückmeldungen von Experten ausständig waren. Geringfü-

gige Verschiebungen der Kosten lagen im Kostenrahmen des Projekts und beeinträchtig-

ten den erfolgreichen Abschluss des Projekts nicht. 

Zur Steigerung der qualitativen Ergebnisse des Projekts wurde eine interdisziplinäre 

Steuerungsgruppe – bestehend aus Eigenheimnutzer:innen der Alterskohorte 60+, Pfle-

gedienstleister:innen, Community Nurses und pflegenden Angehörigen, sowie Planenden 
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und Unternehmen aus dem Bauhaupt- und Baunebengewerbe – eingerichtet. Am 

21.11.2024 wurde die erste Besprechung mit dieser Gruppe in hybrider Form am Son-

nenplatz Großschönau abgehalten. Thematisiert wurden insbesondere bestehende Barri-

eren und zu berücksichtigende Herausforderungen in Bezug auf selbstbestimmtes Leben 

und Altern in den eigenen vier Wänden.  

Bei der 2. Besprechung der Steuerungsgruppe am 25.06.2025 wurden bereits erste 

Ergebnisse präsentiert und diskutiert. So konnten die entwickelten Maßnahmen mit der 

Zielgruppe abgestimmt und dabei auftretende Hemmnisse und Barrieren erhoben und be-

sprochen werden. Auch die Verbreitung der Ergebnisse konnte durch die Absprache mit 

dieser interdisziplinären Gruppe gezielter erfolgen.  

Der Zwischenbericht wurde am 19.08.2025 abgegeben.  

Im Rahmen des Projektmanagements erfolgte auch die Koordination der Projektpartner, 

insbesondere Studio Calas Architekten (Planungsdarstellungen und Fallbeispiel Schweig-

gers), des IIBW – Institut für Immobilien, Bauen und Wohnen (ökonomische Bewertung), 

der Wallenberger & Linhard Regionalberatung (Regionalentwicklungsaspekte) sowie der 

beteiligten Kommunikations- und Medienpartner für grafische Aufbereitung und Videopro-

duktion. 

2.2 Arbeitspaket 2: Iststandserhebung der Eigenheimsituation unter 

Einbindung der Stakeholder 

Ziel dieses Arbeitspakets war die systematische Aufbereitung und Verdichtung vor-

handenen Wissensunter Einbindung der Steuerungsgruppe. In den folgenden Unterkapi-

teln wird der erhobene Iststand beschrieben. Neben der reinen Bestandsaufnahme wurden 

im Zuge der Iststandserhebung auch bereits zentrale strukturelle Herausforderungen und 

mögliche Lösungsansätze sichtbar, die im weiteren Projektverlauf vertieft und konkretisiert 

wurden. 

In Arbeitspaket 2 kam es zu geringfügigen zeitlichen Verzögerungen aufgrund fehlender 

Rückmeldungen einbezogener Experten, die sich insgesamt nicht auf den Erfolg des Pro-

jekts auswirkten. 
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2.2.1 Maßnahmen gegen Vereinsamung älterer Menschen in den eigenen vier Wän-

den 

Ein barrierefreies Wohnumfeld bildet die Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben im Al-

ter in den eigenen vier Wänden und hilft entscheidend dabei, Vereinsamung vorzubeugen. 

Dabei spielen nicht nur bauliche Aspekte eine Rolle, sondern auch soziale, digitale, ge-

sundheitliche und gesellschaftliche. 

Zentrale Bedeutung kommt der Pflege sozialer Kontakte und Gemeinschaften zu. Re-

gelmäßiger Kontakt zu Familie und Freund:innen – ob durch geplante Besuche, Telefonate 

oder Videotelefonie – trägt wesentlich zum Wohlbefinden älterer Menschen bei. Auch die 

Nachbarschaftspflege spielt eine wichtige Rolle: Kleine Gespräche im Alltag, gegenseitige 

Hilfe oder das Kennenlernen von Nachbar:innen schaffen Verbindungen im unmittelbaren 

Umfeld. Die Teilnahme an Vereinen oder Gruppen – etwa in Seniorenclubs, bei kulturellen 

Veranstaltungen oder durch ehrenamtliches Engagement – fördert die soziale Integration. 

Ebenso hilfreich sind intergenerationelle Aktivitäten, wie etwa Lesepatenschaften oder ge-

meinsame Projekte mit jüngeren Menschen, die den Austausch und das Verständnis zwi-

schen den Generationen stärken. 

Das Wohnumfeld sollte so gestaltet sein, dass es sozialen Austausch ermöglicht. Barrie-

refreiheit im Haus erleichtert Besuche und sorgt dafür, dass niemand aufgrund baulicher 

Hürden isoliert bleibt. Gleichzeitig ist der Zugang zu lokalen Angeboten wie Einkaufsmög-

lichkeiten, Treffpunkten oder öffentlichen Verkehrsmitteln essenziell für Teilhabe. Ein si-

cheres Wohnumfeld – zum Beispiel durch gute Beleuchtung, technische Schutzvorrichtun-

gen oder Notrufsysteme – gibt älteren Menschen Sicherheit und fördert das Gefühl von 

Geborgenheit. 

Auch die digitale Vernetzung wird zunehmend bedeutender. Schulungen zur Nutzung 

von Smartphones, Tablets oder Computern ermöglichen älteren Menschen, über digitale 

Wege Kontakte zu knüpfen und aufrechtzuerhalten. Die Teilnahme an Online-Gruppen – 

etwa virtuelle Stammtische, Hobbygruppen oder Interessensgemeinschaften – eröffnet 

neue Formen sozialer Teilhabe. Telemedizinische Angebote erleichtern darüber hinaus 

den Zugang zu Gesundheitsversorgung und ermöglichen niedrigschwelligen Kontakt zu 

Ärzt:innen oder Therapeut:innen. 
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Gesundheitsfördernde Maßnahmen wie Bewegung, gesunde Ernährung und regelmäßige 

Arztbesuche unterstützen das psychische und körperliche Wohlbefinden ebenso wie 

die Beschäftigung mit kreativen, handwerklichen oder intellektuellen Hobbys. Ist Unterstüt-

zung notwendig, können Pflege- oder Betreuungskräfte bei Alltagsaufgaben oder bei der 

Teilnahme an Aktivitäten hilfreich sein. 

Kulturelle und gesellschaftliche Teilhabe ist ein weiterer wichtiger Aspekt. Die Teil-

nahme an Gemeindeveranstaltungen, kulturellen Events oder speziell für Senior:innen an-

gebotenen Reisen fördert die Aktivität und Lebensfreude im Alter. Gemeinden tragen mit 

gezielten Angeboten – wie lokalen Initiativen, Informationsveranstaltungen oder kulturellen 

Programmen – zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts bei. 

Präventive Maßnahmen zur Vermeidung von Einsamkeit und Isolation umfassen unter 

anderem die Möglichkeit psychologischer Unterstützung durch Therapeutengespräche so-

wie eine frühzeitige Planung der persönlichen Lebenssituation im Falle von Mobilitätsein-

schränkungen oder gesundheitlichen Veränderungen. Auch alternative Wohnformen wie 

Senioren-Wohngemeinschaften oder generationenübergreifendes Wohnen sollten in Er-

wägung gezogen werden, um den Anschluss an eine soziale Gemeinschaft zu sichern. 

Kommunale und gesellschaftliche Unterstützung ergänzen diese Maßnahmen. Dazu 

zählen Angebote wie Nachbarschaftshilfen, Seniorentage, kommunale Unterstützungs-

dienste oder die Förderung sozialer Netzwerke. Ein öffentliches Bewusstsein für die Be-

dürfnisse älterer Menschen ist notwendig, um gesellschaftliche Teilhabe nicht nur zu er-

möglichen, sondern aktiv zu fördern. 

Insgesamt zeigt sich: Erst das Zusammenspiel aus sozialer Interaktion, wohnlicher 

und digitaler Infrastruktur sowie individuellen Aktivitäten ermöglicht ein selbstbe-

stimmtes Leben in den eigenen vier Wänden im Alter – mit Teilhabe, Sicherheit und 

Lebensqualität. 

 

2.2.2 Bewegungserfordernisse 

Die altersgerechte Gestaltung von Wohnraum orientiert sich an den sogenannten Bewe-

gungserfordernissen – also an jenen Anforderungen, die eine sichere, komfortable und 
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selbstständige Bewegung innerhalb der Wohnung ermöglichen. Diese Anforderungen 

ergeben sich aus typischen körperlichen, sensorischen und kognitiven Veränderun-

gen im Alter, wie etwa nachlassender Muskelkraft, Gleichgewichtsstörungen oder einge-

schränkter Reaktionsfähigkeit. 

Um diesen Bedürfnissen gerecht zu werden, ist ausreichend Platz für Bewegungsabläufe 

notwendig. Breite Verkehrsflächen wie Flure und Türen müssen so gestaltet sein, dass 

Personen mit Rollator oder Rollstuhl ohne Einschränkung manövrieren können. Bewe-

gungsflächen vor Möbeln, Türen und Sanitäreinrichtungen sind wichtig, um ein sicheres 

Wenden, Herantreten und Drehen zu ermöglichen. 

Ebenso essenziell ist die Vermeidung von Stolperfallen. Dies beinhaltet den vollständi-

gen oder weitgehenden Verzicht auf Türschwellen sowie den Einsatz rutschhemmender 

Bodenbeläge. Teppichkanten, lose Möbel oder ähnliche Gefahrenquellen sollten besei-

tigt werden. 

Ergonomische Gestaltung spielt bei den Bewegungserfordernissen ebenfalls eine wich-

tige Rolle. Lichtschalter, Steckdosen, Küchenarbeitsflächen oder Regale sollten sich in ei-

ner Höhe befinden, die sowohl im Stehen als auch im Sitzen bequem erreichbar ist. Fens-

ter und Türgriffe müssen sich ohne großen Kraftaufwand bedienen lassen. 

Für die Bewegungssicherheit innerhalb der Wohnung sind unterstützende Strukturen er-

forderlich. Handläufe und Haltegriffe in Fluren, Bädern oder an Treppen erleichtern die 

Fortbewegung und bieten zusätzliche Stabilität. In größeren Wohnungen oder Anlagen 

sind Sitzgelegenheiten für Zwischenstopps empfehlenswert, die das selbstständige Fort-

bewegen ohne Überanstrengung ermöglichen. 

Gute Orientierung ist besonders für Menschen mit Sehbeeinträchtigungen wichtig. Eine 

durchdachte Beleuchtung mit ausreichender Helligkeit und gezielten Kontrasten hilft 

bei der Erkennung von Wegen und Hindernissen. Ergänzend können visuelle oder hapti-

sche Leitsysteme die Bewegungslenkung innerhalb des Wohnraums unterstützen. 

Ein weiteres zentrales Kriterium ist die Anpassungsfähigkeit an sich ändernde Bedürf-

nisse im Alter. Die Wohnraumgestaltung sollte modular und flexibel angelegt sein, um zum 

Beispiel nachträglich Haltegriffe oder bewegliche Trennwände einbauen zu können. 
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Technologische Lösungen wie automatische Türöffner oder sensorgesteuerte Lichtsys-

teme bieten zusätzlichen Komfort und fördern die Selbstständigkeit. 

Bewegungserfordernisse im altersgerechten Wohnen sind daher mehr als nur technische 

Standards. Sie sind die Voraussetzung dafür, dass ältere Menschen in ihrer vertrauten 

Umgebung verbleiben können, ohne in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt zu sein. Sie 

dienen dem Ziel, Pflegebedürftigkeit möglichst lange hinauszuzögern und die Selbstbe-

stimmtheit im Alltag zu erhalten. 

2.2.3 Umbauten und Maßnahmen für ein selbstbestimmtes Wohnen im Alter 

Ein selbstbestimmtes Leben im Alter setzt voraus, dass die Wohnumgebung an die sich 

wandelnden Bedürfnisse angepasst wird. Ziel ist es, Barrieren abzubauen, Sicherheit zu 

gewährleisten und gleichzeitig Komfort sowie Eigenständigkeit im Alltag zu fördern. 

Dafür sind bauliche und technische Maßnahmen erforderlich, die alle Lebensbereiche 

eines Haushalts einbeziehen – von Eingangsbereich über Küche, Bad, Wohnräume bis hin 

zum Außenbereich. 

Im Zentrum steht die Barrierefreiheit, die vor allem durch stufenfreie Zugänge ermöglicht 

wird. Rampen oder Lifte für Hauseingänge sowie die Reduzierung von Schwellen in der 

Wohnung sorgen dafür, dass der Wohnraum problemlos auch mit Rollator oder Rollstuhl 

erreichbar ist. Türen sollten eine Breite von mindestens 90 cm aufweisen, um ausreichend 

Platz für Mobilitätshilfen zu bieten. Für mehrstöckige Wohnhäuser sind Treppenlifte oder 

Aufzüge unverzichtbar. Rutschfeste Bodenbeläge beugen Stürzen vor, indem sie Stol-

perfallen eliminieren. Ebenso wichtig ist eine optimierte Beleuchtung: helle, blendfreie 

Lichtquellen, ergänzt durch Bewegungsmelder oder gut erreichbare Schalter, schaffen Ori-

entierung und Sicherheit. 

Die Küche muss so gestaltet sein, dass sie unabhängig vom individuellen Mobilitätsgrad 

gut nutzbar bleibt. Höhenverstellbare Arbeitsflächen ermöglichen das Arbeiten im Sitzen 

oder Stehen. Ausziehbare Regale und Schubladen erleichtern den Zugriff auf Lebensmittel 

oder Küchenutensilien, ohne sich bücken oder strecken zu müssen. Ergänzt wird die Si-

cherheit durch technische Maßnahmen wie einen Herd mit Abschaltautomatik und bedie-

nungsfreundliche Armaturen. 
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Auch im Badbereich ist ein barrierefreier Umbau entscheidend. Eine ebenerdige Dusche 

ohne Schwelle, mit rutschfestem Boden und einem klappbaren Duschsitz, bietet nicht nur 

Komfort, sondern erhöht auch die Sicherheit bei der Körperpflege. Haltegriffe an Dusche, 

WC und Waschbecken unterstützen beim Aufstehen und Hinsetzen. Erhöhte Toilettensitze 

erleichtern zusätzlich die Nutzung, während Thermostatarmaturen durch eine voreinge-

stellte Temperatur vor Verbrühungen schützen. 

Im Wohn- und Schlafzimmer sorgen ergonomische Möbel – insbesondere Betten und 

Stühle mit optimaler Sitz- und Liegehöhe – für Komfort und gute Erreichbarkeit. Auf hohe 

Ablagen oder schwere Türen sollte verzichtet werden. Möbel und Wege müssen so ange-

ordnet sein, dass genügend Platz für Rollatoren oder Rollstühle bleibt. 

Technische Hilfsmittel und Smart-Home-Lösungen können die Eigenständigkeit im All-

tag weiter unterstützen. Notrufsysteme in Form von Armbändern oder mobilen Geräten mit 

direkter Verbindung zu Hilfsdiensten bieten schnelle Hilfe im Notfall. Smarte Steuerungs-

systeme ermöglichen eine einfache Bedienung von Licht, Jalousien, Heizung oder Türöff-

nung, auch aus der Ferne. Video-Türklingeln erhöhen die Sicherheit durch visuelle Kon-

trolle des Eingangsbereichs. Sensoren zur Sturzerkennung erkennen Unfälle automatisch 

und lösen im Bedarfsfall einen Hilferuf aus. 

Neben diesen konkreten Einzelmaßnahmen sind auch umfassendere, allgemeine Anpas-

sungen des Wohnraums notwendig. Dazu zählt etwa die Möglichkeit, Räume so umzu-

bauen, dass sie Platz für Pflegebetten oder andere barrierefreie Nutzungen bieten. Stau-

raum sollte idealerweise auf der Hauptwohnebene untergebracht sein, sodass auf die Nut-

zung von Dachboden oder Keller verzichtet werden kann. Rauch- und CO-Melder erhöhen 

die Sicherheit zusätzlich, indem sie automatisch vor Gefahren warnen. 

Auch Aspekte der Energieeffizienz und des Komforts spielen eine Rolle: Eine benutzer-

freundliche Heizungssteuerung, die auf eine konstante Wohlfühltemperatur eingestellt 

werden kann, sowie gut gedämmte Fenster und Türen tragen zu einem angenehmen 

Raumklima und zur Energieeinsparung bei. Automatische Fensteröffnungen und -schlie-

ßungen erleichtern die Belüftung, insbesondere für Menschen mit eingeschränkter Mobili-

tät. 
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Nicht zuletzt sollte auch der Außenbereich barrierefrei gestaltet sein. Ein leicht zugängli-

cher Garten oder Balkon mit ausreichend Sitzmöglichkeiten lädt zum Aufenthalt im Freien 

ein. Rutschfeste Treppenstufen und Wege erhöhen die Sicherheit bei jedem Wetter, und 

eine gute Beleuchtung im Eingangsbereich sowie entlang der Wege trägt zur Orientierung 

und zum Wohlbefinden bei. 

Insgesamt zeigt sich: Umbauten und Maßnahmen zur Förderung eines selbstbestimmten 

Wohnens im Alter sind vielfältig und greifen ineinander. Sie ermöglichen es älteren Men-

schen, möglichst lange in ihrer vertrauten Umgebung zu bleiben, ohne auf Sicherheit, 

Komfort und Teilhabe verzichten zu müssen. 

2.2.4 Hemmnisse und Barrieren 

Trotz zahlreicher Bemühungen um den Ausbau und die Verbesserung pflegerischer Struk-

turen bestehen weiterhin erhebliche Hemmnisse und Barrieren, die eine nachhaltige und 

zukunftsfähige Pflegeversorgung gefährden. Besonders im Hinblick auf den demografi-

schen Wandel und die Zunahme pflegebedürftiger Menschen rücken strukturelle, perso-

nelle und finanzielle Herausforderungen verstärkt in den Fokus. 

Ein zentrales Hemmnis stellt der zunehmende Personalmangel dar. Bereits im Jahr 2030 

wird in Niederösterreich ein Bedarf von rund 10.000 zusätzlichen Pflegekräften prognosti-

ziert (ORF NÖ, 2024). Bis zum Jahr 2050 könnte dieser Bedarf auf etwa 15.000 Pflege-

kräfte ansteigen (Famira-Mühlberger, 2024). Diese Entwicklungen zeigen deutlich, dass 

ohne gezielte Gegenmaßnahmen ein erheblicher Engpass in der pflegerischen Ver-

sorgung droht – sowohl im stationären als auch im mobilen Bereich. 

Auch die Finanzierung der Pflege stellt eine große Herausforderung dar. Nach aktuellen 

Prognosen der Europäischen Kommission könnten sich die Pflegekosten bis zum Jahr 

2070 verdoppeln (European Commission, 2024). Finanzierungsansätze wie die Einrich-

tung eines Pflegefonds sind in Österreich umgesetzt und bis 2027 gesetzlich abgesichert. 

Die Einführung einer Pflegeversicherung sowie eine verpflichtende Förderung privater Vor-

sorge sind Gegenstand politischer, wissenschaftlicher und öffentlicher Diskussion, jedoch 

bislang keine beschlossenen Maßnahmen. 
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Der Modernisierungsbedarf der Pflegeinfrastruktur ist auf Ebene von Bund und Land 

politisch anerkannt und in Förderoffensiven – etwa der Österreichischen Pflege- und Be-

treuungsoffensive und EU-Initiativen (u.a. ESF+, Digital Europe Programme) – strategisch 

hinterlegt. Maßnahmen zum zielgerichteten Ausbau und zur Digitalisierung stationärer Ein-

richtungen sind Bestandteil der aktuellen Regierungsprogramme und bereits in Umset-

zung. 

Innovative Ansätze wie der Einsatz von Telemedizin, digitalen Assistenzsystemen und 

die Förderung smarter Technologien werden als strategische Innovationsfelder in EU-Di-

gitalstrategie, der „Austrian Digital Health Strategy“ und dem „Masterplan Pflege“ genannt 

– flächendeckend verpflichtend sind sie jedoch (noch) nicht. 

Zur Überwindung dieser Barrieren wurden verschiedene Lösungsansätze identifiziert: 

• Ein bedeutender Schritt ist die Förderung der häuslichen Pflege, insbesondere 

durch die Unterstützung pflegender Angehöriger. Schulungen, finanzielle Anreize 

sowie der gezielte Ausbau mobiler Dienste können dazu beitragen, die Pflege im 

eigenen Zuhause langfristig zu sichern. Auch die Digitalisierung spielt hierbei eine 

zentrale Rolle, da sie eine effizientere Organisation und eine bessere Erreichbarkeit 

von Pflegeleistungen ermöglicht. Die weitere Stärkung dieser Unterstützung ist aus-

drücklich in EU-Programmen fixiert. 

• Die Attraktivität des Pflegeberufs muss ebenfalls gestärkt werden. Um mehr Men-

schen für eine Tätigkeit in der Pflege zu gewinnen, bedarf es höherer Gehälter und 

verbesserter Arbeitsbedingungen. Mit Ausbildungsoffensiven – etwa in Form der 

Einführung einer Pflegelehre oder erleichtertem Zugang zu Pflegeberufen – ver-

sucht der Bund, dem akuten Fachkräftemangel entgegenzuwirken. 

• Innovative Ansätze wie Mehrgenerationenhäuser oder der gezielte Einsatz von 

Robotik in der Pflege – etwa in Form von Assistenzrobotern – bieten langfristig Po-

tenzial, neue Pflegeformen zu etablieren und bestehende Strukturen zu ergänzen.  

Die dargestellten Herausforderungen verdeutlichen, dass es umfassender und koordinier-

ter Maßnahmen bedarf, um Barrieren in der Pflege zu überwinden. Eine Kombination aus 

struktureller Anpassung, technologischem Fortschritt und gesellschaftlicher Aufwertung 

des Pflegeberufs ist erforderlich, um eine zukunftsfähige und menschenwürdige Pflege 

sicherzustellen. 
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2.2.5 Demografische Entwicklung in Niederösterreich 

Mit Stand 1. Jänner 2025 lebten in Niederösterreich rund 1,73 Millionen Menschen 

(Statistik Austria, 2025). Der Anteil der älteren Bevölkerung ab 65 Jahren beträgt etwa 

22%, was rund 375.000 Personen entspricht. Das Durchschnittsalter liegt bei 44,7 Jahren 

(siehe Tabelle 1). 
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20 bis 24 Jahre 82 940 
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35 bis 39 Jahre 110 874 

40 bis 44 Jahre 116 669 

45 bis 49 Jahre 109 866 

50 bis 54 Jahre 125 488 

55 bis 59 Jahre 143 544 
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70 bis 74 Jahre 83 257 
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bis 19 Jahre 
abs. 334 719 

in % 19,4 

20 bis 64 Jahre 
abs. 1 018 185 

in % 58,9 
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65 Jahre und älter 
abs. 374 610 

in % 21,7 

Durchschnittsalter 44,7 

Tabelle 1: Bevölkerung in Niederösterreich am 01.01.2025 nach Alter (Statistik Austria, 2025) 

 

Die Bevölkerungsprognosen weisen auf einen moderaten Anstieg der Gesamtbevölkerung 

hin: Bis 2030 wird ein Wert von etwa 1,74 Millionen erwartet (siehe Tabelle 2). Besonders 

auffällig ist jedoch die Alterung der Bevölkerung. Die Zahl der über 65-Jährigen wird bis 

2030 auf etwas mehr als 425.000 Personen anwachsen (Anstieg um ca. 14 %) und bis 

2050 auf mehr als 543.000 Personen steigen (Anstieg um ca. 45 %), was etwa 30 % der 

Gesamtbevölkerung entspricht. Parallel dazu nimmt auch der Anteil der Hochaltrigen (85+) 

deutlich zu, nämlich laut Prognosen um rund 25 % bis 2030 bzw. um rund 133 % bis 2050, 

was etwa 6,6 % der Gesamtbevölkerung entspricht (ÖROK, 2025) und (Statistik Austria, 

2025).  

    2025 2030 2040 2050 

Gesamtbe-
völkerung 

Anzahl 1 727 514 1 742 181 1 788 886 1 827 934 

Zunahme in %  1% 4% 6% 

Alter 65+ 
Jahre 

Anzahl 374 610 425 239 506 539 543 424 

Zunahme in %  14% 35% 45% 

Anteil an Gesamtbevölker-
ung in % 

21,7% 24,4% 28,3% 29,7% 

Alter 85+ 
Jahre 

Anzahl 51 999 65 149 78 127 120 923 

Zunahme in %  25% 50% 133% 

Anteil an Gesamtbevölker-
ung in % 

3,0% 3,7% 4,4% 6,6% 

Tabelle 2: Prognose zur Entwicklung der Bevölkerung ab 65 und ab 85 Jahren in NÖ (ÖROK, 2025) 

 

Auch das Durchschnittsalter wird weiter ansteigen: von 44,4 Jahren im Jahr 2023 auf 47,3 

Jahre im Jahr 2040 und auf 48,1 Jahre im Jahr 2060. Danach bleibt es voraussichtlich bis 

2100 relativ stabil (Statistik Austria, 2025). Abbildung 1 stellt diesen Anstieg grafisch dar.  
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung 2023-2080 nach breiten Altersgruppen und Bundesländern 
(mittlere Variante) (Statistik Austria, 2025) 

 

In ländlichen Regionen Niederösterreichs ist der prozentuelle Anteil älterer Menschen hö-

her als in den Zentralräumen, während dort aufgrund der größeren Gesamtbevölkerung 

die absoluten Zahlen teils sogar höher liegen. Die Herausforderungen einer alternden Ge-

sellschaft betreffen somit das gesamte Bundesland flächendeckend. 

Eine niedrige Geburtenrate verstärkt diesen Prozess zusätzlich: Mit 1,39 Kindern pro 

Frau im Jahr 2023 (Statista, 2023) liegt der Wert deutlich unter dem Bestandserhaltungs-

niveau. Eine Erholung ist derzeit nicht in Sicht. Gleichzeitig steigt die Lebenserwartung 

durch medizinische Fortschritte stark an. Im Jahr 2019 lag sie in Österreich bei 81 Jahren 

(Männer: 79, Frauen: 83) (Statistik Austria, 2021). Für 2050 werden 86 Jahre prognostiziert 

(Männer: 84, Frauen: 88) (Hanika et al., 2022). Tabelle 3 zeigt die Entwicklung der Le-

benserwartung bei der Geburt seit 1978 nach subjektivem Gesundheitszustand und Ge-

schlecht. 
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Lebenserwartung 

Geschlecht Jahr zusammen 

in (sehr) guter 

Gesundheit 

in mittelmäßiger 

Gesundheit 

in (sehr) schlech-

ter Gesundheit 

Frauen 2019 84,0 64,7 14,4 4,9 

Frauen 2014 83,7 66,6 13,5 3,7 

Frauen 2006 82,6 63,2 14,6 4,8 

Frauen 1999 80,9 60,5 15,2 5,1 

Frauen 1991 79 56,9 17,1 5,1 

Frauen 1983 76,6 54,6 17,5 4,5 

Frauen 1978 75,7 52,9 16,7 6,1 

Männer 2019 79,3 63,1 11,9 4,3 

Männer 2014 78,9 65,9 10,3 2,7 

Männer 2006 77,1 61,7 11,4 4 

Männer 1999 74,8 59,1 11,8 3,9 

Männer 1991 72,3 55,7 12,5 4,1 

Männer 1983 69,5 54 12,4 3,2 

Männer 1978 68,5 52,4 11,9 4,2 

Tabelle 3: Lebenserwartung bei der Geburt seit 1978 nach subjektivem Gesundheitszustand und 
Geschlecht – in Jahren (Statistik Austria, 2020) 

 

Zuwanderung kann den Bevölkerungsrückgang teilweise abfedern. Da migrantische Fami-

lien im Durchschnitt jünger sind, wird die Alterungsdynamik leicht verlangsamt. Dennoch 

ist ein Rückgang der Erwerbsbevölkerung zu erwarten. Nach der aktuellen Prognose wird 

der Anteil der Erwerbspersonen in Niederösterreich von etwa 52 % im Jahr 2020 (ca. 

884.000 Personen) auf rund 50 % im Jahr 2030 (ca. 879.000 Personen) (Statistik Austria, 

2022) sinken und bis 2050 auf etwa 48 % (ca. 875.000 Personen) zurückgehen (siehe 

Tabelle 4) (Statistik Austria, 2024) (ÖROK, 2025). Der steigende Anteil älterer Menschen 

führt darüber hinaus zu einer wachsenden Belastung der Pensions- und Pflegesysteme. 

Neben dem steigenden Bedarf an Pflegeplätzen und medizinischer Versorgung müssen 

auch Strategien zur langfristigen Sicherung der Finanzierung entwickelt werden. 
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Jahr Erwerbspersonen in NÖ 

2023 883 907 

2030 878 584 

2040 875 661 

2050 874 893 

Tabelle 4: Prognose der Erwerbspersonen in Niederösterreich 2023 bis 2050 (Trendvariante; Neu-
berechnung 2024) (Statistik Austria, 2024) 

2.2.6 Pflegebedarfsentwicklung in Niederösterreich 

In Österreich wird Pflegebedürftigkeit durch das Bundespflegegeldgesetz (BPGG) defi-

niert. Eine Person gilt als pflegebedürftig, wenn sie aufgrund einer körperlichen, geistigen 

oder psychischen Behinderung oder einer Sinnesbehinderung dauerhaft – voraussichtlich 

für mindestens sechs Monate – einen ständigen Bedarf an Betreuung und Hilfe hat (§ 3 

Abs. 1 BPGG). Der notwendige Pflegeaufwand muss mehr als 65 Stunden pro Monat be-

tragen, um Anspruch auf Pflegegeld zu haben (§ 4 Abs. 2 BPGG). Die Einstufung erfolgt 

auf Basis einer ärztlichen oder pflegerischen Begutachtung, bei der die Pflegeintensität 

ermittelt wird. Je nach Ergebnis wird die betroffene Person in eine von sieben Pflegestufen 

eingeteilt, die die Höhe des Pflegegeldes bestimmen (§ 5 Abs. 1 BPGG). 

In Niederösterreich liegt der Anteil der Pflegebedürftigen an der Gesamtbevölkerung 

derzeit (2021) bei rund 5,5 % (etwa 93.000 Personen) (Kolland, et al., 2025) (Statistik 

Austria, 2025). Bis 2035 wird ein Anstieg auf etwa 6 – 6,5 % prognostiziert, was 107.000 

– 124.000 Personen entspricht, also einen Zuwachs um 15 – 34 % bedeutet (Kolland, et 

al., 2025). Die Entwicklung wird von einer steigenden Lebenserwartung, längeren Pflege-

zeiten und der Zunahme chronischer Krankheiten wie Demenz oder Herz-Kreislauf-Erkran-

kungen geprägt. Besonders betroffen sind Menschen über 65 Jahre, mit einem hohen An-

teil der über 85-Jährigen. 

Die derzeitige Struktur der Pflegeformen in Niederösterreich zeigt, dass die häusliche 

Pflege im Familienverband mit 61,9 % die häufigste Versorgungsform darstellt (Amt der 

NÖ Landesregierung, 2024). Sie ist vor allem in ländlichen Regionen verbreitet, steht je-

doch vor einem rückläufigen Trend aufgrund kleinerer Familienstrukturen und steigender 

Erwerbstätigkeit pflegender Angehöriger. Mobile Pflegedienste betreuen derzeit 18,8 % 

der Pflegebedürftigen (Amt der NÖ Landesregierung, 2024). Sie gelten als bedeutender 

Wachstumsbereich, um Familien zu entlasten, und umfassen Hauskrankenpflege, Essen 
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auf Rädern und Unterstützung im Haushalt. Stationäre Pflege in Pflege- und Betreu-

ungszentren betreut aktuell 11,4 % der Pflegebedürftigen (Amt der NÖ Landesregierung, 

2024) und ist besonders für Menschen mit hohem Betreuungsbedarf (z. B. bei Demenz 

oder Multimorbidität) unverzichtbar, steht aber vor hohen Kosten, begrenzten Kapazitäten 

und einem wachsenden Fachkräftemangel. Die 24-Stunden-Betreuung deckt 7,9 % ab 

(rund 7.000 Personen) (Amt der NÖ Landesregierung, 2024). Gemeinschaftliche Wohn-

formen wie „betreutes Wohnen“ oder Wohngemeinschaften für ältere Menschen haben 

aktuell noch einen geringen Anteil. Technologiegestützte Pflege (Telehealth) – z. B. Sen-

sorik, Smart-Home-Technologien und telemedizinische Dienste – gewinnt an Bedeutung, 

etwa zur Überwachung von Vitalparametern oder zur digitalen Koordination der Pflege. 

Prognosen, die im so genannten „Altersalmanach 2024“ basierend auf der demografi-

schen und gesundheitlichen Entwicklung älterer Menschen in Niederösterreich erstellt wur-

den, zeigen einen Anstieg aller Pflegeformen. Diese Prognosen basieren auf zwei unter-

schiedlichen Szenarien, die verschiedene Entwicklungen der gesundheitlichen Lage älte-

rer Menschen annehmen. Während das „demographische Szenario“ von einer Zunahme 

der Pflegebedürftigkeit durch längere Lebenserwartung und steigende Morbidität ausgeht, 

rechnet das „Kompressionsszenario“ damit, dass Menschen zwar älter werden, aber län-

ger gesund bleiben und dadurch weniger Pflege benötigen. Demnach nimmt die stationäre 

Pflege bis ins Jahr 2030 um 17 – 29 % (11.000 – 12.000 Personen), mobile Pflegedienste 

um 12 – 25 % (20.000 – 22.000 Personen) und die 24-Stunden-Betreuung um 22 – 35 % 

(8.000 – 9.000 Personen) zu (Kolland, et al., 2025).  

Die Nettoausgaben für Landespflege lagen im Jahr 2022 bei rund 360 Mio. €. Tabelle 5 

zeigt einen stetigen Anstieg der Nettoausgaben seit 2014. Laut Prognosen der Statistik 

Austria aus dem Jahr 2016 ist bis 2050 mindestens mit einer Verdopplung dieser Ausga-

ben zu rechnen. 
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Tabelle 5: Nettoausgaben der Landespflege NÖ in den Jahren 2014 – 2022 (BMSGPK, 

2023)  

Ein starker Fachkräftemangel in allen Pflegebereichen ist absehbar. Laut Altersalmanach 

2024 werden bis 2030 rund 8.000 - 9.000 zusätzliche Pflegekräfte in Form von Diplomier-

ten Gesundheits- und Krankenpfleger:innen sowie Pflege(-fach)assistent:innen benötigt. 

Bis 2040 steigt der Bedarf auf rund 11.000 - 14.000 Fachkräfte (Kolland, et al., 2025). Auch 

österreichweit ist der Personalbedarf enorm: Die Prognosen zum Soll-Stand an Pflege- 

und Betreuungsbedarf bis 2050 zeigen einen zusätzlichen Bedarf von insgesamt rund 

88.100 Personen (siehe Abbildung 2). Die bundesweiten Zahlen machen deutlich, wie 

stark der Wettbewerb zwischen den Bundesländern um qualifiziertes Pflegepersonal wer-

den wird – eine Herausforderung, die besonders Niederösterreich aufgrund seiner Größe 

und der regionalen Versorgungsunterschiede strategisch adressieren muss. 

 
Abbildung 2: Prognose zum Soll-Stand an Pflege- und Betreuungspersonen (Zusatzbedarf) bis 
2050 
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Herausforderungen bestehen in allen Bereichen: steigende Kosten, wachsende Finan-

zierungslücken, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, Überlastung pflegender Angehöriger 

– oft Frauen –, räumliche Distanz zu pflegebedürftigen Familienmitgliedern, fehlende fach-

liche Eignung und steigende Frauenerwerbsquote. Mobile Pflegedienste sind von hohen 

Fahrzeiten und regionalen Versorgungsdefiziten betroffen, während stationäre Pflegeein-

richtungen in kleineren Gemeinden oft über unzureichende Kapazitäten verfügen. 

Im ländlichen Raum liegt der Schwerpunkt künftiger Strategien darauf, älteren Menschen 

ein längeres, selbstbestimmtes Leben im eigenen Zuhause zu ermöglichen und gleich-

zeitig die pflegerische Versorgung trotz großer Entfernungen und geringer Bevölkerungs-

dichte sicherzustellen. Ein zentrales Handlungsfeld ist die Förderung altersgerechter Sa-

nierungen des bestehenden Eigenheim-Bestandes. Dazu zählen bauliche Maßnahmen 

wie der Einbau barrierefreier Bäder, der Einbau breiter Türen, die Anbringung von Trep-

penliften oder andere barrierefreie Zugänge, die Sturzgefahren reduzieren und die Mobili-

tät im Alltag erleichtern. Hilfreich sind dabei: 

• umfassende Förderprogramme für altersgerechte Umbauten 

• eine gezielte Beratung und Unterstützung älterer Menschen bei Planung und Finan-

zierung sowie  

• ein verstärkter Fokus auf die regionale Wirtschaft, um lokale Handwerksbetriebe 

einzubinden und so auch Wertschöpfung in den Gemeinden zu halten. 

Ein weiteres Schlüsselelement ist der Ausbau dezentraler Strukturen. Dazu gehört die 

Einrichtung von Tagesbetreuungszentren in zentral gelegenen Orten, um Pflege- und Be-

treuungsangebote näher an die Wohnorte der Menschen zu bringen. Ergänzend soll eine 

Verstärkung mobiler Pflegeangebote erfolgen, die durch den Einsatz moderner Technolo-

gien – etwa GPS-gestützte Tourenplanung oder mobile Dokumentationssysteme – effizi-

enter gestaltet werden. Die Stärkung der Nachbarschaftshilfe spielt im ländlichen Raum 

ebenfalls eine wichtige Rolle. Der Aufbau von Unterstützungsnetzwerken auf Gemeinde-

ebene kann pflegende Angehörige entlasten und die Versorgungssicherheit erhöhen. Zu-

dem sollen ehrenamtliche Initiativen gezielt gefördert werden, um sowohl praktische Hilfe 

im Alltag (z. B. Einkauf, Fahrdienste) als auch soziale Kontakte sicherzustellen. Ein drittes 

Handlungsfeld ist der gezielte Technologieeinsatz. Geplant ist die Einführung von Tele-

medizin und digitalen Pflegemanagementsystemen, um ärztliche und pflegerische 
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Beratung auch über große Distanzen hinweg zu ermöglichen. Der Einsatz intelligenter As-

sistenzsysteme – beispielsweise Sensoren zur Sturzerkennung, smarte Beleuchtung, 

Sprachassistenzsysteme oder automatisierte Erinnerungen an Medikamenteneinnahmen 

– kann dazu beitragen, den Alltag älterer Menschen sicherer zu gestalten und die Pflege-

kräfte zu entlasten. Neue Wohnformen wie „betreutes Wohnen“ oder kleinere, betreubare 

Wohneinheiten, die zwischen der vollständigen Selbstständigkeit und einer stationären 

Pflegeeinrichtung angesiedelt sind, schließen eine wichtige Lücke: Sie verbinden den Er-

halt der Eigenständigkeit mit der Sicherheit professioneller Unterstützung und sind beson-

ders für Menschen geeignet, die zwar noch keinen umfassenden Pflegebedarf haben, aber 

auf punktuelle Hilfen angewiesen sind. 

In urbanen Regionen bietet die vorhandene Infrastruktur grundsätzlich bessere Voraus-

setzungen für eine umfassende Versorgung, dennoch steht das System vor erheblichen 

Herausforderungen. Die Kombination aus höherer Lebenserwartung, einem steigenden 

Anteil alleinstehender und kinderloser älterer Menschen sowie der wachsenden Nachfrage 

nach professioneller Unterstützung führt zu einem stark steigenden Pflegebedarf. Bereits 

heute stoßen viele städtische Pflegeeinrichtungen an ihre Kapazitätsgrenzen, was den 

Ausbau stationärer Angebote und die Entwicklung innovativer Finanzierungsmodelle un-

umgänglich macht. Ein zentraler Lösungsansatz ist die Förderung des betreuten Woh-

nens. Barrierefreie Apartments mit integriertem Notrufsystem, leicht zugänglichen Ge-

meinschaftsräumen und optionalen Serviceleistungen ermöglichen älteren Menschen ein 

sicheres und selbstbestimmtes Leben. Diese Wohnformen verbinden den Erhalt von Un-

abhängigkeit mit der unmittelbaren Nähe zu professionellen Pflege- und Betreuungsange-

boten, wodurch ein frühzeitiger Wechsel in ein Pflegeheim oft vermieden werden kann. 

Darüber hinaus ist die altersgerechte Sanierung des urbanen Wohnbestands von ent-

scheidender Bedeutung. Gerade in Altbauten ist der Umbau zu barrierefreien Räumen – 

etwa durch den Einbau von Aufzügen, schwellenlosen Zugängen oder rutschfesten Bo-

denbelägen – essenziell, um älteren Menschen ein Leben in Würde zu ermöglichen. Ne-

ben der individuellen Lebensqualität reduziert dies auch den Druck auf stationäre Pflege-

plätze, da Menschen länger in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können. Spezialisierte 

städtische Pflegeangebote sind ein weiterer Baustein: Pflegewohnheime mit fachlichen 

Schwerpunkten – zum Beispiel für Demenzpatienten, für Kurzzeitpflege nach Kranken-

hausaufenthalten oder für Übergangspflege – ermöglichen eine passgenaue Versorgung. 
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Flexible Tageszentren mit variablen Betreuungszeiten und angepassten Aktivitäten bieten 

sowohl Entlastung für Angehörige als auch gezielte soziale Förderung für die Pflegebe-

dürftigen. Auch innovative Mobilitätslösungen können einen Beitrag leisten: Der Einsatz 

von E-Fahrzeugen oder Lastenfahrrädern erlaubt es mobilen Pflegediensten, auch dicht 

bebaute Stadtgebiete schnell und effizient zu erreichen. Parallel dazu verbessert die Digi-

talisierung von Pflegeprozessen, unterstützt durch Telemedizin und elektronische Doku-

mentationssysteme, die Erreichbarkeit und Qualität der Versorgung – insbesondere für 

medizinische Konsultationen oder kurzfristige Anpassungen im Pflegeplan. Nicht zuletzt 

ist die Nachbarschaftshilfe und soziale Integration ein entscheidender Faktor, um Iso-

lation vorzubeugen. Der Aufbau städtischer Netzwerke, die ehrenamtliche und professio-

nelle Unterstützungsdienste bündeln, kann Versorgungslücken schließen und das Ge-

meinschaftsgefühl stärken. Quartiersprojekte, die den Austausch zwischen Generationen 

fördern – etwa gemeinsame Aktivitäten, Hausgemeinschaften oder Nachbarschaftscafés 

– schaffen nicht nur praktische Unterstützung, sondern tragen auch zum seelischen Wohl-

befinden bei.  

Tabelle 6 fasst die wichtigsten Unterschiede verschiedener Aspekte hinsichtlich Pflege im 

ländlichen und urbanen Raum zusammen: 

Aspekt Ländlicher Raum Urbaner Raum 

Alterungsdynamik Stärker durch Abwanderung 
Gleichmäßiger, aber 

Bevölkerungswachstum 

Pflegeinfrastruktur Defizitär, schwer zugänglich 
Besser ausgebaut, aber 

überlastet 

Pflegeformen Fokus auf familiäre & mobile 
Pflege 

Fokus auf stationäre Pflege 
und mobile Dienste 

Innovationen Nachbarschaftshilfe, Tele-
medizin 

Spezialisierte Zentren, be-
treutes Wohnen 

Tabelle 6: Gegenüberstellung von ländlichem und urbanem Raum hinsichtlich Pflege 

 

Die Pflegebedarfsentwicklung in Niederösterreich erfordert daher eine Kombination aus 

baulichen, organisatorischen und technologischen Maßnahmen, die sowohl regionale 

Besonderheiten als auch demografische Trends berücksichtigen. Der gezielte Ausbau 
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mobiler und technikgestützter Pflege, die Förderung gemeinschaftlicher Wohnmodelle, In-

vestitionen in altersgerechtes Wohnen und eine strategische Personaloffensive sind zent-

rale Hebel, um die Herausforderungen einer alternden Gesellschaft zu bewältigen und eine 

zukunftsfähige Pflegeinfrastruktur sicherzustellen. 

2.2.7 Fördermöglichkeiten für altersgerechte Sanierung in Niederösterreich 

Im Rahmen der Iststandserhebung wurde auch die bestehende Förderlandschaft für Sa-

nierungsmaßnahmen im Wohnbereich analysiert. Dabei zeigte sich, dass Förderpro-

gramme in Österreich und Niederösterreich derzeit vor allem auf energetische Sanierun-

gen und Heizungsumstellungen ausgerichtet sind, während spezifische Förderungen für 

altersgerechte Anpassungen nur eingeschränkt zur Verfügung stehen. 

Auf Bundesebene bestand bis längstens 31.12.2024 eine Förderung für thermische Sa-

nierungen im Rahmen des sogenannten Sanierungsbonus. Gefördert wurden unter an-

derem Dämmmaßnahmen, Fenstertausch sowie der Austausch von Heizsystemen. Zum 

Zeitpunkt der Projektausarbeitung (Stand 2025) waren die dafür vorgesehenen Mittel 

ausgeschöpft, und eine Neuauflage des Programms war noch nicht gesichert. 

In Niederösterreich bestehen im Rahmen der Wohnbauförderung grundsätzlich Förder-

möglichkeiten für Sanierungen von Eigenheimen und Wohnungen. Diese Förderungen 

beziehen sich in erster Linie auf energetische Verbesserungen, umfassende Sanierun-

gen oder den Einsatz erneuerbarer Energieträger. 

Maßnahmen zur Barrierefreiheit oder zur altersgerechten Anpassung sind im Fördersys-

tem derzeit nur eingeschränkt abgebildet. Höhere Förderungen für spezielle barrierefreie 

Umbauten werden in der Regel nur gewährt, wenn ein entsprechender Nachweis über 

eine bestehende Behinderung oder Pflegebedürftigkeit vorliegt. Präventive Anpassungen 

ohne aktuellen Unterstützungsbedarf werden meist nur im Rahmen allgemeiner Sanie-

rungsförderungen berücksichtigt. 

Im Zuge der Analyse zeigte sich daher, dass altersgerechte Sanierungen häufig nicht 

aus eigenständigen Förderprogrammen finanziert werden, sondern mit energetischen 

Sanierungen oder allgemeinen Sanierungsmaßnahmen kombiniert werden müssen. Für 

Eigentümer:innen ist daher eine frühzeitige Beratung durch die zuständigen Stellen des 
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Landes Niederösterreich oder durch Energieberatungsstellen empfehlenswert, um mögli-

che Förderkombinationen zu prüfen. 

Diese Ausgangssituation wurde im weiteren Projektverlauf bei der Entwicklung der Maß-

nahmenpakete und Empfehlungen berücksichtigt. 

2.3 Arbeitspaket 3: Qualitätsziele formulieren und erarbeiten 

Ziel dieses Arbeitspakets war die Entwicklung klar definierter Qualitätsziele für altersge-

rechte Sanierungen im Eigenheimbestand. Aufbauend auf den Ergebnissen der Iststand-

serhebung wurden praxisnahe Qualitätsstandards entwickelt, die sowohl bauliche Anpas-

sungen zur Verbesserung der Barrierefreiheit als auch – im erweiterten Ansatz – ener-

getische Maßnahmen und einen Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger 

berücksichtigen. 

Im Projekt wurden dafür zwei abgestufte Qualitätsniveaus definiert: 

• Silberstandard: altersgerechte Sanierung mit Fokus auf Barrierefreiheit, Sicher-

heit und Anpassung an Bewegungserfordernisse im Alter. 

• Goldstandard: altersgerechte Sanierung kombiniert mit umfassender thermischer 

Sanierung sowie einem Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger. 

Die Erarbeitung dieser Qualitätsstandards erfolgte unter Einbindung der Projektpartner 

sowie der interdisziplinären Steuerungsgruppe. Ziel war es, praxisnahe und auf den Ge-

bäudebestand in Niederösterreich übertragbare Standards zu entwickeln. 

Die Ausarbeitung des Silber- und Goldstandards konnte zeitplangemäß im Juni 2025 

abgeschlossen werden. Die Ergebnisse wurden in weiterer Folge als Grundlage für die 

Erstellung der Maßnahmenchecklisten, Kostenabschätzungen und Beispielgrundrisse 

verwendet und im Folgenden im Bericht näher dargestellt und analysiert. 

2.3.1 Silberstandard durch altersgerechte Sanierung (ohne thermische Sanierung) 

Der Silberstandard beschreibt ein Sanierungsniveau, das es Bewohner:innen ermög-

licht, trotz altersbedingter Einschränkungen im Seh-, Hör- und Bewegungsbereich weiter-

hin sicher und komfortabel im Eigenheim zu leben. Ziel ist es, durch vergleichsweise 
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moderate Eingriffe eine deutliche Verbesserung der Sicherheit, Nutzbarkeit und Bewe-

gungsfreiheit im Wohnumfeld zu erreichen, ohne umfassende energetische Sanierungs-

schritte vorauszusetzen. 

Im Fokus stehen bauliche Anpassungen zur Barrierefreiheit, Sicherheit und Orien-

tierung. Die Maßnahmen orientieren sich insbesondere an den typischen Bewegungser-

fordernissen im Alter sowie an der Vermeidung von Sturzrisiken im Wohnumfeld, da 

Stürze eine der häufigsten Ursachen für Verletzungen im Alter darstellen. 

Zentrale Maßnahmen sind unter anderem: 

• stufenfreie Zugänge zum Gebäude 

• die Entfernung von Schwellen und Stolperstellen (z. B. bodengleiche Über-

gänge und Duschen) 

• ausreichend dimensionierte Bewegungsflächen 

• verbreiterte Türöffnungen für Rollatoren oder Rollstühle 

• rutschfeste Bodenbeläge 

• Handläufe an beiden Seiten von Stiegen 

• ergonomisch erreichbare Bedienelemente 

• barrierefreie oder barrierearme Sanitärbereiche. 

Sanitärräume werden dabei beispielsweise mit Haltegriffen, höhenangepassten WCs und 

unterfahrbaren Waschtischen ausgestattet. Ergänzend tragen kontrastreiche Gestal-

tungselemente zur besseren visuellen Orientierung bei. Beleuchtungskonzepte mit blend-

freiem, automatischem Licht (z. B. Bewegungsmelder) erhöhen die Sicherheit bei Seh-

schwäche. Auch akustische Verbesserungen wie schalldämmende Türen oder optische 

Klingelzeichen können die Alltagsbewältigung unterstützen. 

Der Silberstandard kann in vielen Fällen umgesetzt werden, ohne grundlegende Um-

strukturierungen des Hauses vorzunehmen, und stellt damit einen realistischen Einstieg 

in die altersgerechte Anpassung bestehender Eigenheime dar. 
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2.3.1.1 Übertragung auf typische Gebäudetypologien 

Zur praktischen Anwendung des Silberstandards wurden die entwickelten Kriterien auf 

typische Gebäudegrundrisse des niederösterreichischen Eigenheimbestands übertragen. 

Zu diesem Zweck erstellte der Projektpartner Studio Calas zwei exemplarische Gebäu-

detypologien: 

• ein eingeschossiges Wohnhaus 

• ein zweigeschossiges Wohnhaus. 

Die Grundrisse orientieren sich an Gebäudetypen aus den 1970er- und 1980er-Jahren, 

also jenen Jahrzehnten mit besonders hoher Neubautätigkeit im Einfamilienhausbereich 

in Niederösterreich. 

Durch den Vergleich der Bestandsgrundrisse mit den im Projekt entwickelten Checklisten 

konnten die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung des Silberstandards sys-

tematisch identifiziert werden. Diese Maßnahmen wurden den einzelnen Gebäudeberei-

chen zugeordnet dargestellt und ermöglichen eine praxisnahe Einschätzung des notwen-

digen Anpassungsbedarfs. 

2.3.1.2 Kostenabschätzung 

Die Analyse zeigt, dass Maßnahmen des Silberstandards vielfach mit vergleichsweise 

moderaten Investitionen umgesetzt werden können. Ein typisches Beispiel ist der alters-

gerechte Umbau eines Badezimmers mit Anpassung der Bewegungsflächen, rutschhem-

menden Oberflächen sowie Halte- und Orientierungssystemen. 

Die Kosten für solche Maßnahmen beginnen – abhängig vom Ausgangszustand – bei 

etwa 30.000 Euro. 

Der Silberstandard stellt damit eine niedrigschwellige Möglichkeit dar, bestehende Ge-

bäude frühzeitig an veränderte Anforderungen im Alter anzupassen und ein längeres 

selbstbestimmtes Wohnen in den eigenen vier Wänden zu ermöglichen. 
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2.3.2 Goldstandard durch altersgerechte Sanierung inkl. umfassender thermischer 

Sanierung und Heizungstausch 

Der Goldstandard umfasst ein umfassendes Maßnahmenpaket zur zukunftssicheren 

und nachhaltigen Sanierung eines Eigenheims. Ziel ist es, ein dauerhaft selbstbestimm-

tes Wohnen im Alter zu ermöglichen – auch bei Einschränkungen in der Beweglichkeit, 

beim Hören oder Sehen – und gleichzeitig den energetischen Zustand des Gebäudes 

langfristig zu verbessern. Der Goldstandard verbindet damit altersgerechten Wohnkom-

fort mit ökologischer Effizienz. 

Der Goldstandard erweitert die Maßnahmen des Silberstandards um umfassende ener-

getische Sanierungsmaßnahmen sowie einen Heizungstausch auf Basis erneuerbarer 

Energieträger. Ziel dieses Standards ist es, die altersgerechte Anpassung von Wohnge-

bäuden mit einer langfristigen energetischen Modernisierung zu verbinden. 

Im Bereich der Bewegungseinschränkung umfasst der Goldstandard unter anderem 

eine schwellenlose Ausführung aller Wege im Innen- und Außenbereich, breite und roll-

stuhlgerechte Türen und Durchgänge sowie flache Rampen statt Stufen. Ein stufenloser 

Zugang zum Gebäude wird ebenso berücksichtigt wie – sofern erforderlich – technische 

Lösungen wie Treppenlifte oder Aufzugssysteme innerhalb des Gebäudes. Sanitärräume 

werden großzügig dimensioniert und mit ausreichend Bewegungsflächen ausgestattet. 

Dazu gehören bodengleiche Duschen, Haltegriffe, rutschfeste Fliesen, unterfahrbare 

Waschtische sowie erhöhte Toiletten. 

Für Seheinschränkungen werden Räume kontrastreich gestaltet und mit blendfreier, 

automatischer Beleuchtung ausgestattet, beispielsweise über Bewegungsmelder. Ergän-

zend können visuelle Leitsysteme, große Lichtschalter, gut lesbare Beschriftungen und 

Orientierungshilfen eingesetzt werden. Fenster- und Türrahmen werden farblich abge-

setzt, während mögliche Stolperfallen wie Teppichkanten konsequent vermieden werden. 

Bei Hörbeeinträchtigungen kommen technische Systeme wie optische Türklingeln oder 

Notrufeinrichtungen mit Lichtsignal zum Einsatz. Zusätzlich tragen schallreduzierte Tü-

ren, gut gedämmte Fenster und akustisch optimierte Räume zu einer besseren Orientie-

rung und höheren Wohnqualität im Alltag bei. 
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Neben diesen altersgerechten Anpassungen umfasst der Goldstandard insbesondere 

umfassende Maßnahmen im energetischen Bereich. Dazu zählen: 

• thermische Sanierung der Gebäudehülle (Fassade, Dach und Kellerdecke) 

• Austausch alter Fenster durch moderne, wärmedämmende Modelle mit ver-

bessertem Schallschutz 

• Optimierung der Gebäudeenergieeffizienz durch eine luftdichte Gebäude-

hülle 

• Umstellung auf erneuerbare Heizsysteme. 

Die bestehende Heizungsanlage wird dabei durch ein modernes, auf erneuerbaren Ener-

gien basierendes Heizsystem ersetzt, beispielsweise durch eine Wärmepumpe, eine Pel-

letsheizung oder einen Anschluss an ein Nahwärmenetz. Ergänzend kann auch die In-

stallation einer Photovoltaikanlage sowie gegebenenfalls eines Speichersystems Teil des 

Goldstandards sein. 

2.3.2.1 Kostenniveau umfassender Sanierungen 

Im Rahmen des Projekts wurden auch Kostenabschätzungen für umfassende Sanierun-

gen analysiert. Nach Einschätzung des österreichischen Wohnbauökonomen FH-Doz. 

Dr. Wolfgang Amann, geschäftsführender Gesellschafter des IIBW – Institut für Immo-

bilien, Bauen und Wohnen, können umfassende Gebäudesanierungen im Bestand 

Kosten erreichen, die teilweise in der Größenordnung von Neubaukosten liegen. 

Aktuelle Beispiele aus dem Jahr 2025 zeigen, dass umfassende Sanierungen auf Gold-

standardniveau Investitionen von etwa 300.000 Euro erreichen. 

Diese Investitionen führen jedoch gleichzeitig zu: 

• deutlich verbesserter Energieeffizienz 

• langfristig geringeren Betriebskosten 

• einer erheblichen Steigerung des Immobilienwerts. 
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Der Goldstandard schafft damit nicht nur die baulichen Voraussetzungen für ein sicheres, 

barrierefreies Leben im Alter, sondern leistet zugleich einen aktiven Beitrag zu Energie-

einsparung, Klimaschutz und langfristiger Werterhaltung des Eigenheims. 

2.3.3 Einzelwirtschaftliche Bewertung der Sanierungsstandards 

Im Rahmen des Projekts wurde auch eine einzelwirtschaftliche Betrachtung der beiden 

Qualitätsstandards vorgenommen. 

Dabei wurde untersucht, in welchem Verhältnis Investitionen in altersgerechte Sanierun-

gen zu den Kosten von Pflegeleistungen stehen. 

Zum Vergleich: 

• Umbaukosten Silberstandard: ab etwa 30.000 € 

• Kosten eines Pflegeheimplatzes: etwa 54.000 € pro Jahr 

• Kosten mobiler bzw. 24-Stunden-Betreuung: etwa 41.000 € pro Jahr. 

Die Analyse zeigt, dass bereits eine zeitliche Verschiebung des Eintritts in Pflege um 

ein Jahr dazu führen kann, dass sich Investitionen in altersgerechte Anpassungen wirt-

schaftlich amortisieren. 

Zusätzlich führen sowohl altersgerechte Anpassungen als auch energetische Sanierungen 

zu einer Erhöhung des Immobilienwertes, was in der einzelwirtschaftlichen Betrachtung 

ebenfalls berücksichtigt werden muss. 

Die Definition von Silber- und Goldstandard bildet damit die Grundlage für die weiteren 

Arbeitspakete des Projekts. Insbesondere dienen diese Qualitätsniveaus als Referenzrah-

men für die Entwicklung konkreter Maßnahmenpakete, Kostenabschätzungen und volks-

wirtschaftlicher Bewertungen in den folgenden Arbeitspaketen. 

2.3.4 Volkswirtschaftliche Bewertung der Sanierungsstandards 

Neben der einzelwirtschaftlichen Betrachtung besitzt die altersgerechte Anpassung von 

Wohngebäuden auch eine erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung. Hintergrund dafür 

ist einerseits die demografische Entwicklung mit einem deutlich steigenden Anteil älterer 
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Menschen, andererseits der große Bestand an Eigenheimen, die ursprünglich nicht barri-

erefrei errichtet wurden. 

In Niederösterreich gibt es rund 737.000 Hauptwohnsitzwohnungen, von denen etwa 

64 % im Eigentum stehen. Rund zwei Drittel dieser Eigentumsobjekte wurden vor 

1990 errichtet und weisen daher häufig sowohl funktionale als auch energetische An-

passungsbedarfe auf. Damit betrifft das Thema altersgerechte Sanierung potenziell meh-

rere hunderttausend Wohngebäude im Bundesland. 

Gleichzeitig zeigen Daten aus dem Gesundheitsbereich, dass Stürze im eigenen Woh-

numfeld zu den häufigsten Unfallursachen im höheren Lebensalter zählen. Öster-

reichweit werden jährlich rund 100.000 Personen über 65 Jahren nach Stürzen hos-

pitalisiert, wobei für Niederösterreich etwa 20.000 Fälle pro Jahr angenommen wer-

den können. Ein erheblicher Teil dieser Unfälle ereignet sich im direkten Wohnumfeld, 

etwa durch Stolperstellen, ungeeignete Bodenbeläge oder mangelnde Barrierefreiheit. 

Die Behandlungskosten eines Oberschenkelhalsbruchs werden in Studien häufig mit 

rund 15.000 Euro pro Fall angegeben, wobei zusätzliche Kosten für Rehabilitation, 

Pflege oder langfristige Einschränkungen noch nicht berücksichtigt sind. Vor diesem Hin-

tergrund wird deutlich, dass bereits relativ einfache bauliche Anpassungen – etwa 

rutschhemmende Bodenbeläge, Haltegriffe oder schwellenfreie Übergänge – ein er-

hebliches Präventionspotenzial besitzen. 

Altersgerechte Sanierungen wirken damit nicht nur auf individueller Ebene, sondern be-

sitzen auch eine klare volkswirtschaftliche Relevanz. Durch präventive Anpassungen 

im Wohnumfeld können Unfallrisiken reduziert und Pflegebedürftigkeit zumindest 

zeitlich hinausgeschoben werden. Gleichzeitig entstehen positive wirtschaftliche Ef-

fekte durch zusätzliche Investitionen in den Gebäudebestand sowie durch eine er-

höhte Nachfrage nach Leistungen regionaler Handwerksbetriebe. 

Die im Projekt entwickelten Silber- und Goldstandards bilden dafür zwei unterschiedli-

che Sanierungsniveaus: Während der Silberstandard vor allem auf Barrierefreiheit und 

Sicherheit abzielt, kombiniert der Goldstandard diese Maßnahmen zusätzlich mit umfas-

senden energetischen Sanierungen und einem Heizungstausch auf Basis erneuerbarer 

Energieträger. 
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Eine modellhafte Abschätzung der möglichen Investitionsvolumina für durchschnittliche 

Wohnobjekte der Alterskohorte 60+ sowie eine Hochrechnung für Teile des Gebäudebe-

stands in Niederösterreich erfolgt in Arbeitspaket 8. Darauf aufbauend werden im weite-

ren Projektverlauf auch volkswirtschaftlich kostendämpfende Empfehlungen für Ent-

scheidungsträger:innen formuliert, insbesondere im Hinblick auf zukünftige Fördermo-

delle und mögliche präventive Investitionen im Wohnbereich zur Entlastung des Gesund-

heits- und Pflegesystems. 

2.4 Arbeitspaket 4: Maßnahmenpakete und Kostenerhebung für Einzel-

objekte 

Zur Abminderung von Seh-, Hör- und Bewegungseinschränkungen wurden Bewegungs-

erfordernisse definiert und darauf aufbauend Checklisten für Anpassungsmaßnahmen 

sowie Mustergrundrisse für je ein eingeschoßiges und ein zweigeschoßiges Wohnhaus 

erstellt. Diese werden in den folgenden Unterkapiteln im Detail erläutert. 

Neben der inhaltlichen Strukturierung der Maßnahmen stellte insbesondere die realisti-

sche Kostenerhebung für typische Umbau- und Anpassungsmaßnahmen einen 

zentralen Bestandteil dieses Arbeitspakets dar. Ziel war es, für die in den Checklisten an-

geführten Maßnahmen praxisnahe und nachvollziehbare Kostenindikationen bereitzustel-

len, die sich an tatsächlich umgesetzten Bauprojekten orientieren. 

Dazu wurde eine enge Abstimmung mit Expert:innen aus unterschiedlichen Gewerken 

des regionalen Handwerks vorgenommen. Besonders wertvoll war dabei die Zusammen-

arbeit mit Stefan Eichinger von der Sanitärabteilung des Raiffeisen-Lagerhauses Zwettl. 

Aufgrund seiner umfangreichen Beratungserfahrung im Bereich Sanierung und Badum-

bau konnte er wesentlich zur Plausibilisierung und Einordnung der notwendigen Maßnah-

men beitragen. 

Herr Eichinger koordinierte darüber hinaus die interne Abstimmung mit weiteren Fachab-

teilungen des Raiffeisen-Lagerhauses Zwettl. Dadurch konnten zusätzlich aktuelle 

Preisinformationen aus tatsächlich umgesetzten Umbauprojekten des Jahres 2025 aus 

folgenden Gewerken einbezogen werden: 

• Sanitär- und Installationsarbeiten 
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• Fliesenlegerarbeiten 

• Elektroinstallationen 

• Baumeisterarbeiten. 

Die Bereitstellung dieser Praxisdaten ermöglichte eine besonders realitätsnahe Einschät-

zung der zu erwartenden Kosten für typische Anpassungsmaßnahmen im Bestand. 

Ergänzend wurden Preise für Maßnahmen im Bereich Rampen, Geländer und metalli-

sche Sicherungselemente von der Firma Metallbau Hölzl aus Sallingstadt zur Verfü-

gung gestellt. Auch diese Angaben basieren auf realisierten Bauprojekten aus dem Jahr 

2025 und tragen zur Plausibilität der Kostenabschätzungen bei. 

Durch die Einbindung dieser regionalen Fachbetriebe konnte sichergestellt werden, dass 

die in den Checklisten dargestellten Kostenrahmen den aktuellen Marktbedingungen ent-

sprechen und für Eigentümer:innen eine realistische Orientierung bieten. 

2.4.1 Bewegungserfordernisse 

Im Kontext der altersgerechten Wohnraumgestaltung bezieht sich der Begriff „Bewegungs-

erfordernisse“ auf die Anforderungen, die an die Gestaltung von Wohnräumen gestellt 

werden, um die Bewegungsfreiheit und Mobilität älterer Menschen zu unterstützen 

und zu erhalten. Diese Erfordernisse leiten sich aus den körperlichen, sensorischen und 

kognitiven Veränderungen im Alter ab – z. B. nachlassende Muskelkraft, Gleichgewichts-

störungen oder eingeschränkte Reaktionsfähigkeit – und sind zentral, um Pflegebedürftig-

keit zu verzögern und Selbstbestimmtheit zu fördern. 

Konkrete Bedeutungen von „Bewegungserfordernissen“ im altersgerechten Woh-

nen: 

• Ausreichend Platz für Bewegungsabläufe 

• Breite Verkehrsflächen (z. B. Flure, Türen), damit auch Personen mit 

Rollator oder Rollstuhl problemlos manövrieren können. 

• Bewegungsflächen vor Möbeln, Sanitäreinrichtungen, Türen, um ein si-

cheres Wenden, Drehen oder Herantreten zu ermöglichen. 

• Barrierefreiheit und Stolperfreiheit 
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• Keine oder nur sehr flache Türschwellen. 

• Rutschhemmende Bodenbeläge. 

• Vermeidung von Teppichkanten, losem Mobiliar oder anderen Stolper-

quellen. 

• Ergonomische Höhen und Reichweiten 

• Lichtschalter, Steckdosen, Regale und Küchenarbeitsflächen in Höhen, 

die im Sitzen oder Stehen gut erreichbar sind. 

• Fenster und Griffe so angebracht, dass sie ohne Kraftaufwand geöffnet 

werden können. 

• Unterstützende Strukturen für Bewegungssicherheit 

• Handläufe und Haltegriffe in Fluren, Bädern oder bei Treppen. 

• Sitzgelegenheiten für Zwischenstopps, besonders in größeren Wohnun-

gen oder Wohnanlagen. 

• Orientierung und Bewegungslenkung 

• Gute Beleuchtung und Kontraste zur besseren Erkennung von Wegen 

und Hindernissen. 

• Visuelle oder haptische Leitsysteme für Menschen mit Sehbeeinträchti-

gungen. 

• Anpassungsfähigkeit an veränderte Bewegungsanforderungen 

• Modularität oder Flexibilität in der Raumgestaltung (z. B. nachrüstbare 

Haltegriffe oder bewegliche Trennwände). 

• Technologische Unterstützung (z. B. automatische Türöffner, sensorba-

sierte Lichtsteuerung). 

2.4.2 Checklisten für Anpassungsmaßnahmen 

Ziel der im Projekt erstellten Checklisten zur altersgerechten Adaptierung von Eigenhei-

men und Eigentumswohnungen ist es, Privatpersonen eine praxisnahe, leicht verständli-

che und systematisch aufgebaute Hilfestellung zur Verfügung zu stellen, um die eigene 

Wohnsituation hinsichtlich Barrierefreiheit, Sicherheit und Komfort im Alter zu über-

prüfen und schrittweise zu verbessern. 



Ergebnisse der einzelnen Arbeitspakete 

  34 

Die Checklisten sind nach räumlichen Abschnitten des Gebäudes gegliedert (z. B. Au-

ßenbereich, Eingangsbereich, Vorraum/Gang, Wohnbereich, Küche, Bad/WC, Schlafzim-

mer, Stiegenhaus, Terrasse) und führen für jeden Bereich konkret auf, welche Maßnah-

men umgesetzt werden können, um ein selbstbestimmtes und sicheres Wohnen im Alter 

zu ermöglichen. Nutzer:innen können die Liste Punkt für Punkt durchgehen und so syste-

matisch prüfen, wo im eigenen Zuhause Anpassungsbedarf besteht. 

Zentrales Ziel ist die Reduktion von Stolper- und Unfallquellen im Wohnumfeld und 

damit in weiterer Folge die Verringerung des Risikos von Pflegebedürftigkeit im Alter. 

Durch frühzeitige bauliche und technische Anpassungen soll die Unfallrate gesenkt und 

der Eintritt von Pflegebedürftigkeit verzögert oder im Idealfall vermieden werden. Die 

Checkliste dient somit nicht nur der individuellen Sicherheit, sondern stellt auch ein prä-

ventives Instrument zur Entlastung der Pflegeinfrastruktur dar. Sie unterstützt das über-

geordnete Projektziel, ein möglichst langes Verbleiben im eigenen Zuhause zu ermögli-

chen. 

Die inhaltliche Ausarbeitung der Checklisten erfolgte auf Basis einer umfassenden Litera-

tur- und Online-Recherche zu nationalen und internationalen Standards im Bereich al-

tersgerechtes und barrierefreies Wohnen. Ergänzend wurden Expert:innen aus unter-

schiedlichen Gewerken sowie Fachpersonen aus dem Pflege- und Betreuungsbereich 

eingebunden. Darüber hinaus wurden beispielhafte Angebote eingeholt, um realistische 

Kostenabschätzungen für die jeweiligen Maßnahmen zu ermöglichen. 

Ein wesentliches Merkmal der Checklisten ist die farbliche Kategorisierung der 

Maßnahmen, um deren Priorität und Dringlichkeit klar darzustellen: 

Dunkelorange: Maßnahmen, die aus sicherheitsrelevanter Sicht unbedingt erforderlich 

sind (z. B. Beseitigung von Schwellen, rutschhemmende Bodenbeläge, Haltegriffe im 

Bad) 

Hellorange: Maßnahmen, die nicht zwingend erforderlich, jedoch dringend empfohlen 

sind, um Komfort und Sicherheit deutlich zu erhöhen 

Gelb: Zusätzliche Optionen, die zur Komfortsteigerung beitragen oder zukünftige Anfor-

derungen vorwegnehmen, etwa ein barrierefreies WC mit Duschfunktion und beidseitigen 

Haltegriffen oder eine Eingangstür mit Fingerprint- oder Gesichtserkennung 
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Abbildung 3: Checkliste für Wohnen ohne Barrieren - Teil 1 
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Abbildung 4: Checkliste für Wohnen ohne Barrieren - Teil 2 
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Diese Differenzierung unterstützt Eigentümer:innen dabei, Prioritäten zu setzen und 

Maßnahmen gegebenenfalls etappenweise umzusetzen – abhängig von individuellen Be-

dürfnissen und finanziellen Möglichkeiten. 

Zur weiteren Orientierung wurden bei jeder Maßnahme die jeweils zuständigen Ge-

werke angeführt. Dadurch wird transparent, welche Fachbetriebe für die Umsetzung er-

forderlich sind (z. B. Installateur, Elektriker, Tischler, Baumeister). Zusätzlich wurden 

beispielhafte Kostenrahmen angegeben, um eine erste finanzielle Einschätzung zu er-

möglichen und die Planungssicherheit zu erhöhen. Diese Kosten basieren – soweit mög-

lich – auf Erfahrungswerten regionaler Handwerksbetriebe sowie auf Angeboten und Pro-

jektdaten aus Umbauprojekten des Jahres 2025. 

Die Kombination aus Priorisierung der Maßnahmen, Zuordnung zu Gewerken sowie Kos-

tenindikationen erleichtert es Nutzer:innen, notwendige Anpassungen systematisch zu 

planen und gegebenenfalls schrittweise umzusetzen. 

Die Checkliste stellt ein zentrales Projektergebnis dar und bildet die Grundlage für die im 

Projekt entwickelten Maßnahmenpakete, Mustergrundrisse sowie die Definition von Sil-

ber- und Goldstandard im altersgerechten Sanieren.  

2.4.2.1 Mustergrundrisse für typische Eigenheimtypen 

Ein wesentliches Ziel dieses Arbeitspakets war es, die entwickelten Maßnahmen für al-

tersgerechte Anpassungen nicht nur abstrakt zu beschreiben, sondern auch anhand kon-

kreter Gebäudebeispiele nachvollziehbar darzustellen. Zu diesem Zweck wurden zwei 

exemplarische Mustergrundrisse erstellt, die typische Einfamilienhäuser des niederöster-

reichischen Gebäudebestandes repräsentieren. 

Die Auswahl fiel bewusst auf zwei Gebäudetypen: 

• ein eingeschossiges Wohnhaus 

• ein zweigeschossiges Wohnhaus 

Diese Grundrisse orientieren sich an realen Bauprojekten aus den 1970er- und 1980er-

Jahren. Diese beiden Jahrzehnte wurden deshalb gewählt, weil sie zu den bauinten-

sivsten Phasen im Einfamilienhausbau in Niederösterreich zählen. Ein erheblicher 
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Anteil des heutigen Eigenheimbestands wurde in dieser Zeit errichtet. Gleichzeitig wei-

sen Gebäude aus diesen Bauperioden häufig typische Grundrissstrukturen auf, die für 

altersgerechte Anpassungen besonders relevant sind, etwa: 

• relativ schmale Verkehrsflächen, 

• kleine Sanitärbereiche, 

• mehrere Niveauunterschiede im Gebäude, 

• fehlende Barrierefreiheit im Eingangsbereich. 

Durch die Auswahl dieser Gebäudetypen konnte sichergestellt werden, dass die im Pro-

jekt entwickelten Maßnahmen auf einen möglichst großen Teil des bestehenden 

Wohngebäudebestandes übertragbar sind. 

Die Mustergrundrisse zeigen beispielhaft: 

• den ursprünglichen Bestandsgrundriss, 

• mögliche Anpassungen zur Erreichung des Silberstandards, 

• sowie weiterführende Maßnahmen im Sinne des Goldstandards. 

Damit wird für Eigentümer:innen anschaulich dargestellt, welche baulichen Anpassungen 

in typischen Bestandsgebäuden erforderlich sein können. 
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Abbildung 6: Mustergrundriss eingeschossiges Einfamilienhaus 1987 – Umbau (Maßstab 1:100) 

Abbildung 5: Mustergrundriss eingeschossiges Einfamilienhaus 1987 – Bestand (Maßstab 1:100) 
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Abbildung 7: Mustergrundriss eingeschossiges Einfamilienhaus 1987 - Endstand 
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Abbildung 8: Mustergrundriss zweigeschossiges Einfamilienhaus 1974 – Bestand 

Abbildung 9: Mustergrundriss zweigeschossiges Wohnhaus 1974 - Umbau 
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Abbildung 10: Mustergrundriss zweigeschossiges Einfamilienhaus 1974 - Endstand 

 

Die Mustergrundrisse dienen in Kombination mit den entwickelten Checklisten als prakti-

sche Orientierungshilfe und unterstützen Eigentümer:innen sowie Planer:innen bei der 

Bewertung möglicher Anpassungsmaßnahmen im eigenen Gebäude. 

2.4.3 Behördenwege bei altersgerechten Umbauten 

Neben der technischen Planung und Kosteneinschätzung ist auch die Kenntnis der erfor-

derlichen behördlichen Verfahren ein wichtiger Bestandteil bei der Umsetzung von Um-

baumaßnahmen. In Niederösterreich ist grundsätzlich die jeweilige Gemeinde als Bau-

behörde erster Instanz für Bauvorhaben zuständig. 

Bei altersgerechten Umbauten wird grundsätzlich zwischen bewilligungsfreien, anzei-

gepflichtigen und bewilligungspflichtigen Maßnahmen unterschieden. 

Bewilligungsfrei sind in der Regel kleinere Anpassungen im Innenbereich, die keine Än-

derungen an tragenden Bauteilen oder an der Gebäudestruktur verursachen. Dazu 
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zählen beispielsweise der Einbau von Haltegriffen, der Austausch von Sanitärgegenstän-

den oder kleinere Anpassungen im Wohnraum. 

Anzeigepflichtige Bauvorhaben betreffen bauliche Veränderungen geringeren Um-

fangs, die der Gemeinde vor Beginn gemeldet werden müssen. Dazu können etwa klei-

nere Rampen im Eingangsbereich, Änderungen von Türen oder Fenstern ohne struktu-

relle Eingriffe oder andere geringfügige bauliche Anpassungen zählen. 

Bewilligungspflichtige Bauvorhaben liegen vor, wenn größere bauliche Veränderun-

gen durchgeführt werden, etwa Eingriffe in tragende Bauteile, größere Umbauten oder 

Erweiterungen, Veränderungen der Gebäudeform oder der Einbau von Aufzügen. In die-

sen Fällen ist ein formelles Baubewilligungsverfahren mit Einreichplanung durch befugte 

Planer:innen erforderlich. 

Da sich die konkreten Anforderungen je nach Bauvorhaben unterscheiden können, wird 

Eigentümer:innen empfohlen, geplante Maßnahmen frühzeitig mit der zuständigen Ge-

meinde abzustimmen. 

2.4.4 Finanzierungs- und Förderungshinweise 

Neben der technischen Planung und den baulichen Maßnahmen stellt auch die Finanzie-

rung der notwendigen Anpassungen eine wichtige Voraussetzung für die Umsetzung al-

tersgerechter Sanierungen dar. Daher wurden im Rahmen des Projekts auch Hinweise 

zu möglichen Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten erarbeitet und gemeinsam mit der 

Checkliste öffentlich zugänglich gemacht. 

Grundsätzlich stehen Eigentümer:innen mehrere Möglichkeiten zur Finanzierung al-

tersgerechter Umbauten zur Verfügung: 

• Eigenmittel 

• Bankkredite oder Sanierungsdarlehen 

• öffentliche Förderprogramme 

• Zuschüsse oder Unterstützungsleistungen im Pflege- und Sozialbereich. 



Ergebnisse der einzelnen Arbeitspakete 

  44 

Eine zentrale Rolle spielen dabei öffentliche Förderprogramme, insbesondere im Be-

reich der Wohnbauförderung sowie der energetischen Sanierung. In Niederösterreich be-

stehen verschiedene Fördermöglichkeiten, die teilweise miteinander kombiniert werden 

können, etwa für thermische Sanierungen, Heizungsumstellungen auf erneuerbare Ener-

gieträger oder umfassende Gebäudesanierungen. Maßnahmen, die im Rahmen des im 

Projekt definierten Goldstandards umgesetzt werden, können daher häufig im Rahmen 

bestehender Energie- und Sanierungsförderungen unterstützt werden. 

Für reine Maßnahmen zur altersgerechten Anpassung bestehen hingegen nur einge-

schränkte spezifische Fördermöglichkeiten. Verbesserungen der Barrierefreiheit – 

etwa im Sanitärbereich oder beim Zugang zum Gebäude – können teilweise im Rahmen 

allgemeiner Sanierungsförderungen berücksichtigt werden, werden jedoch in der Regel 

nur dann höher gefördert, wenn bereits eine anerkannte Behinderung oder Pflegebedürf-

tigkeit vorliegt. Präventive Anpassungen ohne aktuellen Unterstützungsbedarf sind im 

bestehenden Fördersystem nur eingeschränkt vorgesehen. 

2.4.4.1 Finanzierungsmöglichkeiten und praktische Hürden 

Im Rahmen des Projekts wurde untersucht, inwieweit altersgerechte Umbauten über 

klassische Bankdarlehen finanziert werden können. Dazu wurden Gespräche mit regio-

nalen Kreditinstituten – insbesondere mit der Sparkasse Zwettl sowie der Raiffeisenbank 

Oberes Waldviertel – geführt, um die tatsächlichen Voraussetzungen für Finanzierungen 

im höheren Lebensalter zu klären. 

Dabei zeigte sich, dass auch bei vergleichsweise kleinen Kreditsummen im vier- oder 

fünfstelligen Bereich eine Reihe von rechtlichen, regulatorischen und bankinternen Krite-

rien zu berücksichtigen ist, die insbesondere für Pensionist:innen zu erheblichen Hür-

den führen können. 

Beide befragten Institute verwiesen darauf, dass die Kreditvergabe im Wohnbereich an 

gesetzliche und aufsichtsrechtliche Vorgaben gebunden ist. Dazu zählen insbesondere 

das Hypothekar- und Immobilienkreditgesetz (HIKrG), die Kreditinstitute-Immobilienfinan-

zierungsmaßnahmen-Verordnung (KIM-V) sowie Empfehlungen der Finanzmarktaufsicht. 

Grundlage jeder Kreditentscheidung ist die nachhaltige Rückzahlbarkeit des Darlehens 

innerhalb der vereinbarten Laufzeit. 
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In der Praxis bedeutet dies, dass bei älteren Kreditnehmer:innen die Laufzeit häufig an 

die statistisch erwartete Lebensdauer angepasst wird. Dadurch verkürzen sich mögli-

che Rückzahlungszeiträume deutlich, was die monatliche Belastung erhöht und die 

Kreditvergabe erschwert. Finanzierungen sind daher vielfach nur möglich, wenn zusätzli-

che Sicherheiten bereitgestellt werden können. 

Üblicherweise wird bei Wohnfinanzierungen eine grundbücherliche Sicherstellung ver-

langt. Alternativ können zusätzliche Sicherheiten wie Sparguthaben, Lebensversicherun-

gen, Wertpapierdepots oder Bürgschaften berücksichtigt werden. In der Praxis zeigt sich 

jedoch, dass Bürgschaften von Angehörigen insbesondere im Verbraucherkreditbe-

reich nur eingeschränkt möglich sind und von Kreditinstituten zurückhaltend beurteilt 

werden. 

Eine mögliche Lösung besteht darin, dass Eigentum bereits frühzeitig an die nächste 

Generation übertragen wird und zukünftige Erb:innen als Bürg:innen oder Mitschuld-

ner:innen auftreten. Auch wenn solche Modelle technisch umsetzbar sind, zeigen Erfah-

rungen aus der Praxis, dass sie häufig emotionale Hürden für die Betroffenen darstellen. 

Viele Eigentümer:innen möchten ihre Kinder nicht finanziell belasten oder keine vorzeiti-

gen Eigentumsübertragungen vornehmen. In der Folge werden notwendige Anpassungs-

maßnahmen oftmals aufgeschoben oder gar nicht umgesetzt. 

Auch staatliche Förderzusagen oder Annuitätenzuschüsse können aus Sicht der Kre-

ditinstitute nur eingeschränkt als Sicherheit berücksichtigt werden, da deren Weiterge-

währung im Falle eines Ablebens der Kreditnehmer:innen nicht immer gewährleistet ist. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Finanzierung altersgerechter Umbauten über Bankdarle-

hen für viele Menschen im Pensionsalter mit einem unverhältnismäßig hohen organisa-

torischen und finanziellen Aufwand verbunden ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn 

es sich um kleinere oder mittlere Investitionen handelt, wie sie bei barrierefreien Anpas-

sungen häufig vorkommen. 

Aus den Gesprächen ergibt sich daher, dass Fördermodelle, die auf Darlehensfinanzie-

rungen mit Annuitätenzuschüssen aufbauen, für diese Zielgruppe nur eingeschränkt ge-

eignet sind. Deutlich einfacher umsetzbar wären Förderformen in Form von 
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Direktzuschüssen nach Durchführung der Maßnahmen, ohne zwingende Kopplung 

an eine Kreditaufnahme. 

Zusätzlich wurde im Projekt angeregt, die Beratung und Antragstellung möglichst nieder-

schwellig zu gestalten. Denkbar ist dabei eine stärkere Einbindung ortsnaher An-

sprechpartner:innen, etwa in Gemeinden, bei Beratungsstellen oder in Seniorenorgani-

sationen, um die Umsetzung altersgerechter Anpassungsmaßnahmen zu erleichtern und 

Hemmschwellen abzubauen. 

2.4.4.2 Empfehlung für Fördermodelle und präventiven Ansatz 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt das Projekt, Förderprogramme für altersgerechte 

Sanierungen möglichst niederschwellig und unabhängig von Bankfinanzierungen 

zu gestalten. Insbesondere wird empfohlen, 

• Förderungen verstärkt in Form von Direktzuschüssen zu gewähren und 

• Förderprogramme nicht an die Aufnahme von Bankdarlehen zu binden. 

Eine weitere zentrale Erkenntnis des Projekts ist, dass altersgerechte Anpassungen nicht 

erst dann gefördert werden sollten, wenn bereits starke gesundheitliche Einschränkun-

gen vorliegen, sondern möglichst präventiv und unabhängig vom Lebensalter erfol-

gen sollten. 

In der Praxis zeigt sich, dass viele Menschen im Pensionsalter nur ungern „altersgerecht 

sanieren“, da der Begriff häufig negativ besetzt ist. Zwar möchten die meisten Menschen 

ein hohes Alter erreichen, doch kaum jemand möchte sich frühzeitig mit Gebrechlichkeit 

oder Pflegebedürftigkeit auseinandersetzen. 

Daher erscheint es sinnvoll, altersgerechte Anpassungen deutlich früher im Lebensver-

lauf zu denken, etwa in der Mitte des Lebens. Im Projekt wurde dies scherzhaft so formu-

liert: In der sogenannten Midlife-Phase könnte es sinnvoller sein, statt in einen Sportwa-

gen oder eine neue Beziehung in das eigene Haus zu investieren. Ein möglicher kommu-

nikativer Ansatz dafür lautet: 

„Gönn dir Neues, daheim.“ 
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Ein solcher Perspektivwechsel kann helfen, altersgerechte Sanierung nicht als Reaktion 

auf Einschränkungen zu verstehen, sondern als Investition in Komfort, Sicherheit und Le-

bensqualität im eigenen Zuhause. 

Die im Projekt entwickelte Checkliste unterstützt Eigentümer:innen dabei, entsprechende 

Anpassungen frühzeitig zu planen und schrittweise umzusetzen. 

2.5 Arbeitspaket 5: Umsetzungsmaßnahmen darstellen  

Ziel von Arbeitspaket 5 ist es, die im Projekt entwickelten Instrumente für altersgerechte 

Sanierungen in eine praktisch nutzbare Form für Eigentümer:innen, Gemeinden und 

Handwerksbetriebe zu überführen. Aufbauend auf den erarbeiteten Checklisten wurden 

ergänzende Informationen zu Behördenwegen, Finanzierung und Fördermöglichkeiten 

digital zugänglich bereitgestellt. 

Darüber hinaus wurden Maßnahmen gesetzt, um sowohl die Angebotsseite (Handwerks-

betriebe) als auch die Zielgruppe der Eigenheimbesitzer:innen für das Thema altersge-

rechte Sanierung zu sensibilisieren und zur Umsetzung zu motivieren. Dazu gehör-

ten insbesondere die Einholung von Rückmeldungen aus der Praxis, unter anderem im 

Rahmen einer Befragung von Handwerksbetrieben und Besucher:innen bei der BIOEM 

2025, sowie die Einbindung von Interessensvertretungen und regionalen Netzwerken. 

Ergänzend wurden die Projektergebnisse durch digitale Informationsangebote, ein Mo-

tivationsvideo sowie durch gezielte Verbreitungsmaßnahmen aufbereitet, um eine mög-

lichst breite praktische Anwendung der entwickelten Instrumente zu unterstützen. 

2.5.1 Befragung von Handwerksbetrieben und Besucher:innen im Rahmen der 

BIOEM 2025 

Im Rahmen dieses Arbeitspakets war vorgesehen, Rückmeldungen von Handwerks-

betrieben sowie von potenziellen Nutzer:innen einzuholen, um die Praxistauglichkeit 

der entwickelten Maßnahmenpakete und Informationsinstrumente zu überprüfen und 

weiterzuentwickeln. 

Zu diesem Zweck wurde im Rahmen der BIOEM (Bio.Energie.Messe) 2025 in Groß-

schönau eine stichprobenartige Befragung durchgeführt. Die BIOEM zählt mit rund 
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20.000 Besucher:innen jährlich zu den größten Fach- und Publikumsmessen im Bereich 

Energie, Bauen und Sanieren in Niederösterreich und bot daher einen geeigneten Rah-

men, um sowohl Fachbetriebe als auch interessierte Privatpersonen direkt anzuspre-

chen. 

Für die Befragung der Handwerksbetriebe wurde ein eigener Fragebogen ausgearbei-

tet, der als Anhang zum Bericht beigefügt ist. Ziel war es, Einschätzungen zur prakti-

schen Umsetzbarkeit altersgerechter Anpassungsmaßnahmen sowie zur Marktsituation 

im Bereich Sanierung und Umbau zu erhalten. 

Zusätzlich wurden Besucher:innen der Messe im Rahmen strukturierter Gespräche auf 

dem Messegelände befragt, um qualitative Eindrücke und Meinungen möglichst direkt zu 

erfassen. Dabei standen insbesondere folgende Fragestellungen im Mittelpunkt: 

• Bereitschaft zu altersgerechten Umbauten 

• Einschätzung von Kosten und Fördermöglichkeiten 

• Wahrnehmung von Barrieren bei der Umsetzung 

• Interesse an Checklisten und Informationsangeboten 

Die Ergebnisse dieser Befragung wurden im Projektverlauf ausgewertet und in die wei-

tere Ausarbeitung der Checkliste, der Maßnahmenpakete sowie der Empfehlungen für 

Fördermodelle einbezogen. 

2.5.2 Weiterentwicklung und digitale Bereitstellung der Checkliste 

Ein zentraler Bestandteil dieses Arbeitspakets war die Aufbereitung der im Projekt entwi-

ckelten Checkliste für altersgerechte Anpassungsmaßnahmen als leicht zugängliches 

digitales Instrument, um eine breite praktische Nutzung zu ermöglichen. 

Die Checkliste wurde auf der Website des Antragstellers, der Sonnenplatz Großschönau 

GmbH, veröffentlicht und ist unter folgendem Link öffentlich zugänglich: 

https://www.sonnenplatz.at/page.asp/-/zuhause_ohne_huerden 

Auf der Website wurde die Checkliste um kurze ergänzende Hinweise zu organisatori-

schen Rahmenbedingungen bei Umbau- und Anpassungsmaßnahmen ergänzt. 

https://www.sonnenplatz.at/page.asp/-/zuhause_ohne_huerden
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Dabei wird insbesondere darauf hingewiesen, dass für bauliche Maßnahmen grundsätz-

lich die jeweilige Gemeinde als Baubehörde erster Instanz zuständig ist und geplante 

Veränderungen daher frühzeitig mit der Gemeinde abgestimmt werden sollten. Zusätzlich 

werden Hinweise zu Finanzierungsmöglichkeiten sowie zu bestehenden Förderprogram-

men im Rahmen der Wohnbauförderung gegeben. 

Die Checkliste wurde im Projekt vollständig entwickelt und veröffentlicht. Gleichzeitig ist 

vorgesehen, sie auch nach Abschluss des Projekts als „lebendes Dokument“ weiterzu-

führen. Nutzer:innen haben die Möglichkeit, über eine auf der Website angegebene E-

Mail-Adresse Rückmeldungen, Ergänzungsvorschläge oder praktische Erfahrungen aus 

der Umsetzung einzubringen. 

Der Projektträger wird diese Rückmeldungen sammeln und in regelmäßigen Abständen 

in Form von Aktualisierungen der Checkliste berücksichtigen, um das Instrument auch 

künftig an technische Entwicklungen sowie an praktische Erfahrungen aus der Umset-

zung anzupassen. 

Durch die digitale Bereitstellung der Checkliste wird sichergestellt, dass die im Projekt er-

arbeiteten Ergebnisse auch über die Projektlaufzeit hinaus verfügbar bleiben und von Pri-

vatpersonen, Gemeinden, Beratungsstellen und Handwerksbetrieben genutzt werden 

können. 

2.5.3 Erstellung eines Motivationsvideos zur Vermittlung der Projektergebnisse 

Um die Projektergebnisse für eine breite Zielgruppe verständlich und motivierend aufzu-

bereiten, wurde im Rahmen des Projekts ein animiertes Kurzvideo erstellt. Ziel des Vi-

deos ist es, Eigenheimbesitzer:innen frühzeitig auf das Thema altersgerechte Sanierung 

aufmerksam zu machen und Hemmschwellen bei der Umsetzung abzubauen. 

Das Video wurde vom Unternehmen KADO-Cartoons produziert. Auf Basis dieser Pro-

duktion wurden mehrere Varianten erstellt, um unterschiedliche Einsatzmöglichkeiten zu 

ermöglichen: 

• Vollversion (ca. 4 Minuten) 

• gekürzte Version (ca. 3 Minuten) 
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• Version ohne Ton, mit Untertiteln (z. B. für Arztpraxen, Bankfoyers) 

• Kurzversion für Messenger-Dienste wie WhatsApp. 

Die zusätzlichen Varianten wurden durch Mitarbeiterinnen der Sonnenplatz Groß-

schönau GmbH erstellt. 

Alle Videovarianten stehen ebenfalls unter folgendem Link zum Download zur Verfügung: 

https://www.sonnenplatz.at/page.asp/-/zuhause_ohne_huerden 

Obwohl auf eine klassische Schulungsveranstaltung aufgrund fehlender Bereitschaft an 

einer Teilnahme der Handwerksbetriebe verzichtet wurde, konnte das Ziel der Sensibili-

sierung der Handwerksbetriebe dennoch erreicht werden. Durch die Einbindung der 

Wirtschaftskammer Niederösterreich – insbesondere der Sparte Handwerk unter 

Spartenobmann Jochen Flicker – sowie durch gezielte Informationsweitergabe über regi-

onale Wirtschaftsnetzwerke wurden die Projektergebnisse direkt in relevante Betriebe 

getragen. Dadurch wurde das Thema altersgerechte Sanierung als zukünftiges Ge-

schäftsfeld sichtbar gemacht und in die regionalen Handwerksstrukturen eingebracht. 

2.6 Arbeitspaket 6: Nutzer:innenanalyse am Fallbeispiel „Zentrumsent-

wicklung Schweiggers“ 

Ziel von Arbeitspaket 6 war es, den baulichen Bestand sowie den Bedarf an altersge-

rechtem Wohnen im Zusammenspiel mit Gesundheitsversorgung, Betreuung (z. B. Com-

munity Nurses, Nachbarschaftshilfe Plus) und technischer Ausstattung (Telehealth) zu 

analysieren. Zudem wurden die Interessen der Gemeinde sowie relevanter öffentlicher 

und halböffentlicher Akteur:innen erfasst und die daraus abgeleiteten Raum- und Bauan-

forderungen definiert. Das Arbeitspaket wurde planmäßig im Februar 2025 abgeschlossen. 

Im Rahmen von Sondierungsgesprächen wurde die Lebensrealität älterer Menschen in 

Schweiggers untersucht, mit Fokus auf Wohnen, Mobilität, soziale Teilhabe, Gesundheit 

und Pflege. Ziel war es, Bedarfe zu erkennen und diese in die Zentrumsentwicklung – 

insbesondere am Beispiel des Hauses Nr. 7, welches sich im Eigentum der Marktge-

meinde Schweiggers befindet und derzeit leer steht – einfließen zu lassen. 

https://www.sonnenplatz.at/page.asp/-/zuhause_ohne_huerden
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Die problemzentrierten Interviews wurden im Herbst 2024 mit sozialen und gewerblichen 

Akteur:innen geführt. Die Gespräche beleuchteten Herausforderungen wie Isolation, un-

zureichende altersgerechte Wohnformen und pflegerische Versorgung, insbesondere im 

dörflichen Kontext von Schweiggers. 

2.6.1 Zentrale Erkenntnisse – Fokus: Soziale Akteur:innen 

Befragt wurden: 

• Katharina Schnabl - Community Nurse 

• Pater Bernhard Prem – Kirche 

• OSR Bernhard Bachofner – Mittelschuldirektor 

• Karin Hofbauer – NachbarschaftsHILFE PLUS 

• Johann Weber – Pensionist:innen Vertreter. 

Die Gespräche mit sozialen Akteuren zeigten ein gemeinsames Ziel: älteren Menschen 

ein selbstbestimmtes, sozial eingebundenes und sicheres Leben im Zentrum von 

Schweiggers zu ermöglichen. Dabei kristallisierten sich folgende Schwerpunkte heraus: 

1. Barrierefreiheit und sicheres Wohnumfeld 

• Katharina Schnabl (Community Nurse) betonte die Dringlichkeit baulicher 

Maßnahmen (z. B. Rampen, Aufzüge, rutschfeste Böden). 

• Johann Weber (Pensionistenverein) ergänzte die Wichtigkeit barrierefreier 

Treffpunkte und Räume für die soziale Teilhabe. 

Ziel: Selbstständigkeit und soziale Integration älterer Menschen sichern. 

2. Einsamkeit und soziale Isolation 

• Laut Schnabl (Community Nurse) sind 30–40 % der älteren Bevölkerung „un-

sichtbar“. 

• NachbarschaftsHILFE PLUS (Karin Hofbauer) begegnet dem mit Kaffee-

stammtischen inkl. Bewegungseinheiten. 

• Pater Bernhard Prem schlägt Kommunikationsräume wie das „Tratsch-

bankerl“ oder ein Café mit psychologisch begleiteter Gesprächskultur vor. 
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Ziel: Begegnung fördern, Einsamkeit vorbeugen. 

3. Mobilität und Erreichbarkeit 

• Hofbauer (NachbarschaftsHILFE PLUS) weist auf eingeschränkte Fußläufig-

keit und fehlenden öffentlichen Verkehr hin. 

• NachbarschaftsHILFE PLUS hilft durch ehrenamtlichen Fahrdienst, ersetzt 

aber keine systematische Infrastruktur. 

Ziel: Mobilität gewährleisten, damit soziale Teilhabe möglich bleibt. 

4. Nutzung bestehender Infrastruktur 

• Haus Nr. 7 wird mehrfach genannt: als Bewegungsraum, Treffpunkt, Café oder 

Musikschule. 

• Bernhard Bachofner (Mittelschuldirektor) sieht darin auch Potenzial für ge-

nerationenübergreifende Aktivitäten. 

Ziel: Räume multifunktional und generationsübergreifend nutzbar machen. 

5. Generationenübergreifende Ansätze 

• Brem schlägt gemeinsame Aktivitäten vor (z. B. Beachvolleyball, Schulpaten-

schaften), um „Berührungsängste“ abzubauen. 

• Auch beim betreuten Wohnen (Johann Weber) wird eine Durchmischung mit 

jüngeren Menschen als sinnvoll erachtet. 

Ziel: Miteinander der Generationen aktiv gestalten. 

6. Informationsverbreitung und Kommunikation 

• Schnabl betont: Informationen müssen ältere Menschen direkt erreichen 

(Mundpropaganda, Aushänge). 

• Prem sieht Zuhören als „lebensverlängernd“ und fordert eine „Infrastruktur des 

Zuhörens“. 

Ziel: Vertrauen, Zugang zu Hilfsangeboten und Zugehörigkeit schaffen. 

7. Ressourcen und Ausbaubedarf 
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• Hofbauer fordert bessere räumliche Ausstattung (barrierefreies Büro, Bewe-

gungsraum, Raum für Treffen). 

• Bachofner weist auf fehlende Räume für die Musikschule hin. 

Ziel: Infrastruktur stärken, um Engagement zu ermöglichen. 

 

Fazit: 

Alle Akteur:innen betonen die wachsende Bedeutung des sozialen Zusammenhalts ange-

sichts des demografischen Wandels. Im Mittelpunkt stehen: 

• Begegnung ermöglichen 

• (Architektonische) Barrieren abbauen 

• Mobilität sicherstellen 

• Generationen verbinden 

• Vertrauensvolle Kommunikation etablieren 

Ein starkes soziales Netz – räumlich, organisatorisch und menschlich – ist essenziell für 

eine lebenswerte Zentrumsentwicklung in Schweiggers. 

2.6.2 Zentrale Erkenntnisse – Fokus: Gewerbliche Akteur:innen (mit konkretem In-

teresse) 

Befragt wurden: 

• Sandra Fandl – Frisörin/Fußpflege 

• Günther und Gabriel Prinz – Bäckermeister/Cafè Prinz. 

Die Sondierungsgespräche mit gewerblichen Akteur:innen zeigen zwei konkrete Projek-

tideen für das Haus Nr. 7 im Ortszentrum Schweiggers. Die Gespräche mit Sandra Fandl 

(Frisörin/Fußpflege) sowie Günther und Gabriel Prinz (Bäckerei/Cafè) verdeutlichen so-

wohl Chancen als auch Anforderungen an den Standort sowie Synergien mit möglichen 

Wohneinheiten für Menschen im dritten Lebensabschnitt. 
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1. Sandra Fandl – Frisörin und Fußpflegerin 

Ziel: Bewertung der Eignung des Hauses Nr. 7 für ein Frisör-/Fußpflegegeschäft 

• Raumgestaltung: Der aktuelle Salon in Vitis dient als positives Beispiel – funktio-

nale Raumaufteilung, angenehme Atmosphäre. 

• Infrastrukturbedarfe: 

o Heizung: Erdwärmepumpe als wirtschaftlich nachhaltige Lösung empfohlen; 

Fernwärme als zu teuer empfunden. 

o Installationen: Zustand und Kapazität der bestehenden Wasser- und Strom-

leitungen müssten geprüft werden. 

• Barrierefreiheit & Parkplätze: 

o Besonders wichtig für ältere Kund:innen. 

o Barrierefreier Zugang und ausreichend Parkmöglichkeiten sind essenziell für 

den Geschäftserfolg. 

Fazit: Die Anforderungen an Raumqualität, Energieversorgung und Barrierefreiheit sind 

entscheidend für eine potenzielle Ansiedlung im Haus Nr. 7. 

2. Günther & Gabriel Prinz – Bäckerei/Cafè & Radwerkstatt 

Ziel: Übersiedlung und Neugestaltung des bestehenden Cafès im Rahmen eines erwei-

terten Nutzungskonzepts 

• Beweggründe für den Umzug: 

o Der aktuelle Standort ist zu klein und nicht barrierefrei (Zugang über Stufen). 

• Neues Nutzungskonzept: 

o Kombination aus Cafè, saisonalem Eisangebot und integrierter Fahrradwerk-

statt. 

o Leitung durch Gabriel Prinz, der sowohl gastronomisches als auch techni-

sches Know-how mitbringt. 

• Wirtschaftlichkeit & Planung: 
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o Überschaubares finanzielles Risiko durch kompakte Flächennutzung. 

o Raumaufteilung wird aktuell noch konkretisiert. 

Fazit: Das innovative Konzept „Cafè + Radwerkstatt“ stärkt die Attraktivität des Zentrums 

durch Angebotsvielfalt, spricht unterschiedliche Zielgruppen an und kann zur Belebung 

beitragen. 

2.6.3 Gesamtbewertung für die Zentrumsentwicklung: 

Beide Projekte zeigen konkrete Ansätze, wie gewerbliche Nutzung im Haus Nr. 7 funktional 

und wirtschaftlich realisiert werden kann. Wichtige Standortfaktoren wie Barrierefreiheit, 

flexible Raumgestaltung und nachhaltige Energielösungen spielen dabei eine zentrale 

Rolle. Die potenziellen Ansiedlungen würden die Angebotsstruktur in Schweiggers erwei-

tern und zur Belebung des Ortszentrums beitragen. 

 

2.7 Arbeitspaket 7: Erstellung eines Entwicklungskonzeptes anhand 

des Fallbeispiels „Zentrumsentwicklung Schweiggers“ 

Ziel von Arbeitspaket 7 war die Erstellung eines umfassenden Entwicklungskonzepts auf 

Basis des Fallbeispiels Schweiggers. Dabei wurden Raum- und Funktionszusammen-

hänge, räumliche Abläufe und soziale Beziehungen analysiert sowie der Einsatz von Tech-

nologie als sozioräumliche Unterstützung berücksichtigt. Ergänzend wurden Grundrisse 

und Grundrissvarianten für altersgerechtes, verdichtetes Wohnen entwickelt. Das Arbeits-

paket wurde planmäßig im April 2025 abgeschlossen. 

Das Projekt „Haus Nr. 7“ kann als Modell für generationengerechtes Wohnen im Ortskern 

dienen und einen Beitrag zur Leerstandsaktivierung sowie zum Erhalt der Lebensqualität 

älterer Menschen leisten. 

Allgemeine Handlungsempfehlungen: 

• Nutzung und Sanierung des bestehenden Gebäudes statt Neubau. 
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• Förderung sozialer und technischer Innovationen im Wohnbereich für ein würde-

volle Wohnsituation im Alter. 

• Integration klimafreundlicher Energielösungen (z. B. Nahwärme, Wärmepumpen). 

• Ausbau leistbarer, altersgerechter und nachhaltiger Wohnmodelle. 

Handlungsempfehlungen aus Nutzer:innenanalyse: 

Diese wurden planlich aufbereitet und in Rücksprache mit der Gemeinde Schweiggers so-

wie der beteiligten Arbeitsgruppe angepasst (siehe Anhang 2). 

Die Erkenntnisse aus dem Fallbeispiel Schweiggers zeigen, dass verdichtete, altersge-

rechte Wohnformen insbesondere für Personen geeignet sind, deren bestehende Wohn-

situation im Eigenheim nur mit sehr hohem baulichen Aufwand angepasst werden kann. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass altersgerechte Anpassungen im Eigenheim für viele 

Haushalte weiterhin die bevorzugte Lösung darstellen. 

Das Projekt zeigt daher zwei komplementäre Lösungsansätze auf: 

• – altersgerechte Sanierung des Eigenheimbestands 

• – ergänzende Entwicklung verdichteter Wohnangebote in Ortszentren, auch um 

zentrumsnahmen Leerstand sinnstiftend in eine neue Nutzung zu bringen. 

2.8 Arbeitspaket 8: Ergebnisse und Ableitung von Handlungsempfeh-

lungen beider Lösungsansätze  

Ziel von Arbeitspaket 8 ist die Abschätzung der Investitionskosten für altersgerechtes 

Wohnen bei durchschnittlichen Wohnobjekten der Zielgruppe 60+ in Niederösterreich 

– differenziert nach rein altersgerechter Sanierung sowie Sanierung inklusive thermischer 

Maßnahmen und Heizungstausch. Darauf aufbauend werden volkswirtschaftlich relevante, 

kostendämpfende Empfehlungen für Entscheidungsträger:innen erarbeitet. Das Fallbei-

spiel Schweiggers dient zur modellhaften Darstellung innovativer Wohnformen und wird 

gemeinsam mit dem Einfamilienhausansatz hinsichtlich Aufwand und Nutzen gegenüber 

der aktuellen Praxis verglichen. 
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2.8.1 Abschätzung der Investitionskosten für altersgerechte Sanierungsstandards 

Im Projekt wurden zwei unterschiedliche Sanierungsniveaus definiert und hinsichtlich ih-

rer typischen Investitionskosten betrachtet: 

Silberstandard 

Der Silberstandard umfasst ausschließlich Maßnahmen zur altersgerechten Anpassung 

bestehender Gebäude. Im Fokus stehen Verbesserungen der Barrierefreiheit, der Sicher-

heit sowie der Bewegungsfreiheit im Wohnumfeld. Typische Maßnahmen betreffen ins-

besondere Sanitärbereiche, schwellenfreie Übergänge, Haltegriffe, rutschhemmende Bo-

denbeläge sowie Anpassungen von Zugängen und Verkehrsflächen. 

Die im Projekt erhobenen Praxisbeispiele zeigen, dass Investitionen für Maßnahmen die-

ses Standards häufig bei etwa 30.000 Euro pro Objekt beginnen, abhängig vom Aus-

gangszustand des Gebäudes und dem Umfang der Anpassungen. 

Goldstandard 

Der Goldstandard erweitert diese Maßnahmen um umfassende energetische Sanierun-

gen sowie einen Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger. Dazu zählen ins-

besondere thermische Sanierungen der Gebäudehülle, Fenstertausch, Verbesserungen 

der Energieeffizienz sowie moderne Heizsysteme. 

Nach Einschätzung des österreichischen Wohnbauökonomen FH-Doz. Dr. Wolfgang 

Amann (IIBW – Institut für Immobilien, Bauen und Wohnen) können umfassende Sa-

nierungen im Bestand Investitionen in der Größenordnung von bis zu rund 300.000 

Euro pro Objekt erreichen und damit teilweise in der Nähe von Neubaukosten liegen. 

2.8.2 Hochrechnung des Investitionspotenzials für den Gebäudebestand in Nieder-

österreich 

Für Niederösterreich zeigt sich ein erhebliches Potenzial für altersgerechte Anpassungen 

im Gebäudebestand. Insgesamt gibt es rund 737.000 Hauptwohnsitzwohnungen, von 

denen etwa 64 % im Eigentum stehen. Rund zwei Drittel dieser Eigentumsobjekte 

wurden vor 1990 errichtet und weisen daher häufig sowohl funktionale als auch ener-

getische Anpassungsbedarfe auf. 
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Wird beispielhaft angenommen, dass zunächst 10–15 % dieses Gebäudebestands al-

tersgerecht saniert werden, ergibt sich folgendes Investitionspotenzial: 

Silberstandard 

• rund 0,9 Milliarden Euro bei einer Sanierungsquote von 10 % 

• rund 1,3 Milliarden Euro bei einer Sanierungsquote von 15 %. 

Goldstandard 

• rund 9 Milliarden Euro bei einer Sanierungsquote von 10 % 

• rund 13 Milliarden Euro bei einer Sanierungsquote von 15 %. 

Diese modellhafte Abschätzung zeigt, dass altersgerechte Sanierungen nicht nur indivi-

duelle Wohnsituationen verbessern, sondern auch erhebliche wirtschaftliche Impulse für 

Bauwirtschaft und Handwerk auslösen können. 

2.8.3 Volkswirtschaftliche Wirkung präventiver Wohnraumanpassungen 

Neben den Investitionsimpulsen für die regionale Bau- und Handwerkswirtschaft 

ergibt sich durch altersgerechte Wohnraumanpassungen auch ein erhebliches Poten-

zial zur Reduktion von Kosten im Gesundheits- und Pflegebereich. 

Österreichweit werden jährlich rund 100.000 Menschen über 65 Jahren nach Stürzen 

hospitalisiert, davon etwa 20.000 Personen in Niederösterreich. Ein erheblicher Anteil 

dieser Unfälle ereignet sich im unmittelbaren Wohnumfeld, beispielsweise durch Stolper-

stellen, ungeeignete Bodenbeläge oder fehlende Haltemöglichkeiten. 

Die Behandlungskosten eines Oberschenkelhalsbruchs werden häufig mit rund 15.000 

Euro pro Fall angegeben. Darin sind Folgekosten durch Rehabilitation, Pflege oder lang-

fristige Einschränkungen noch nicht enthalten. Bereits eine teilweise Vermeidung solcher 

Unfälle durch präventive Maßnahmen – etwa rutschhemmende Bodenbeläge, Haltegriffe 

oder schwellenfreie Übergänge – kann daher zu erheblichen volkswirtschaftlichen Ein-

sparungen beitragen. 

Darüber hinaus können altersgerechte Anpassungen im Wohnumfeld dazu beitragen, 

den Eintritt in stationäre Pflege hinauszuzögern. Angesichts durchschnittlicher Kosten 
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eines Pflegeheimplatzes von etwa 54.000 Euro pro Jahr wird deutlich, dass präventive 

Investitionen in den Wohnbestand nicht nur die Lebensqualität älterer Menschen 

erhöhen, sondern auch aus volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll sein können. 

2.8.4 Vergleich der Lösungsansätze: Einfamilienhausanpassung und neue Wohn-

formen 

Im Projekt wurden zwei grundsätzliche Lösungsansätze betrachtet: 

1. Anpassung bestehender Einfamilienhäuser an altersgerechte Wohnbedürf-

nisse 

2. neue altersgerechte Wohnformen in zentralen Ortslagen (Fallbeispiel 

Schweiggers). 

Die Anpassung bestehender Eigenheime ermöglicht es vielen Menschen, in ihrer vertrau-

ten Umgebung zu bleiben und bestehende Gebäude langfristig weiter zu nutzen. Gleich-

zeitig werden Investitionen in den Gebäudebestand ausgelöst, die sowohl die Lebens-

qualität erhöhen als auch den Immobilienwert sichern. 

Das Fallbeispiel Zentrumsentwicklung Schweiggers zeigt ergänzend, dass neue 

Wohnformen im Ortszentrum zusätzliche Vorteile bieten können, etwa durch kurze Wege 

zu Nahversorgung, medizinischer Betreuung oder sozialen Einrichtungen sowie durch 

neue Möglichkeiten gemeinschaftlicher Unterstützung im Alltag. 

Beide Ansätze können daher komplementär betrachtet werden: Einerseits die Anpas-

sung bestehender Eigenheime, andererseits neue altersgerechte Wohnangebote in zent-

ralen Lagen. 

2.8.5 Handlungsempfehlungen für Entscheidungsträger:innen 

Aus den Projektergebnissen lassen sich mehrere Handlungsempfehlungen ableiten: 

1. Präventive Förderung altersgerechter Wohnraumanpassungen stärken 

Förderprogramme sollten altersgerechte Anpassungen bereits frühzeitig unterstützen 

und nicht erst dann einsetzen, wenn bereits erhebliche gesundheitliche Einschränkungen 

vorliegen. 
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2. Förderprogramme niederschwellig gestalten 

Im Projekt zeigte sich, dass die Finanzierung von Sanierungen über Bankdarlehen für 

viele Menschen im Pensionsalter schwierig ist. Förderprogramme sollten daher möglichst 

Direktzuschüsse vorsehen und nicht zwingend an Kreditfinanzierungen gekoppelt sein. 

3. Altersgerechte Sanierung als präventive Gesundheitsmaßnahme verstehen 

Investitionen in die Anpassung von Wohnraum können langfristig Kosten im Gesund-

heits- und Pflegebereich reduzieren und sollten daher stärker als präventive Maßnahme 

betrachtet werden. 

4. Altersgerechte Sanierung früher im Lebensverlauf ansprechen 

Da der Begriff „altersgerechte Sanierung“ häufig mit Gebrechlichkeit oder Pflegebedürf-

tigkeit verbunden wird, empfiehlt es sich, entsprechende Anpassungen bereits in der 

Mitte des Lebens stärker zu thematisieren. Eine frühzeitige Planung kann helfen, not-

wendige Anpassungen schrittweise umzusetzen und Hemmschwellen zu reduzieren. 

5. Regionale Handwerksbetriebe als wichtige Partner einbinden 

Die Umsetzung altersgerechter Sanierungen bietet ein erhebliches wirtschaftliches Po-

tenzial für regionale Bau- und Handwerksbetriebe und kann gleichzeitig zur Stärkung re-

gionaler Wertschöpfung beitragen. 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht erscheint es sinnvoll, präventive Investitionen in altersge-

rechte Wohnraumanpassungen stärker zu fördern. Bereits vergleichsweise geringe bauli-

che Anpassungen können dazu beitragen, Sturzrisiken zu reduzieren und Pflegebedürf-

tigkeit hinauszuzögern. 

Vor diesem Hintergrund könnte eine teilweise Umschichtung öffentlicher Mittel aus 

dem Gesundheits- und Pflegebereich in präventive Wohnraumanpassungen lang-

fristig zu einer Entlastung der öffentlichen Budgets beitragen. 

Die Ergebnisse des Projekts zeigen deutlich, dass präventive Investitionen in altersge-

rechte Anpassungen des Wohngebäudebestands sowohl aus individueller als auch aus 

volkswirtschaftlicher Perspektive sinnvoll sind. Durch vergleichsweise moderate bauliche 

Maßnahmen können Unfallrisiken reduziert, Pflegebedürftigkeit verzögert und gleichzeitig 
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erhebliche Kosten im Gesundheits- und Pflegesystem vermieden werden. Vor diesem 

Hintergrund empfiehlt das Projekt, altersgerechte Sanierungen stärker als präventives In-

strument der Sozial-, Wohnbau- und Gesundheitspolitik zu verstehen und entsprechende 

Förderprogramme frühzeitig, niederschwellig und unabhängig vom aktuellen Pflegebe-

darf zu gestalten. 

2.9 Arbeitspaket 9: Dissemination beider Lösungsansätze  

Ziel von Arbeitspaket 9 ist die breite Dissemination der Projektergebnisse. Die entwickel-

ten Modelle und Empfehlungen für altersgerechtes Wohnen im Eigenheim sowie die Er-

kenntnisse aus dem Fallbeispiel Schweiggers werden über relevante Netzwerke und 

Partnerorganisationen verbreitet. Ziel ist es, sowohl Eigentümer:innen von Wohngebäu-

den als auch Gemeinden, Planer:innen, Handwerksbetriebe und Multiplikator:innen aus 

Sozial- und Gesundheitsbereichen zu erreichen. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt darauf, die im Projekt entwickelten Instrumente – ins-

besondere die Checkliste für altersgerechtes Wohnen sowie das Motivationsvideo – 

möglichst niederschwellig verfügbar zu machen und über unterschiedliche Kommunikati-

onskanäle in die Breite zu tragen. 

2.9.1 Abschlussveranstaltung und Fachsymposium 

Ein zentraler Bestandteil der Disseminationsaktivitäten war die Durchführung einer Ab-

schlussveranstaltung in Form eines Fachsymposiums, das am 19. Februar 2026 am 

Sonnenplatz Großschönau stattfand.  

Das Symposium stand unter dem Titel: 

„Sicher und leistbar im eigenen Zuhause altern – Perspektiven für Gemeinden, 

Wirtschaft und soziale Dienste“ 

Die Veranstaltung richtete sich insbesondere an: 

• Vertreter:innen von Gemeinden 

• Unternehmen der Bau- und Handwerksbranche 

• Wohnbauträger 
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• soziale Dienstleister und Pflegeorganisationen 

• Regionalentwicklungsorganisationen. 

Ziel der Veranstaltung war es, sowohl die Problemstellung (demografische Entwicklung, 

steigende Pflegekosten, Sanierungsbedarf im Gebäudebestand) als auch konkrete Lö-

sungsansätze zu präsentieren. 

Das Programm umfasste zwei thematische Blöcke: 

Teil 1: Problemstellung 

Beiträge zu den strukturellen Herausforderungen im Bereich Wohnen, Pflege und demo-

grafische Entwicklung, unter anderem durch: 

• Martin Bruckner (Sonnenplatz Großschönau GmbH) – Projektvorstellung 

• Josef Wallenberger (Wallenberger & Linhard Regionalberatung KG) – Marktana-

lyse und Trends 

• Onlinebeitrag von Dr. Wolfgang Amann (IIBW – Institut für Immobilien, Bauen und 

Wohnen) zum Wohnbestand in Niederösterreich 

• Christoph Gleirscher (Hilfswerk Niederösterreich) zur zukünftigen Entwicklung der 

Pflege. 
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Abbildung 11: Projektvorstellung durch Martin Bruckner  

 

Abbildung 12: Präsentation von Trends und Märkten durch Josef Wallenberger 
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Teil 2: Lösungsansätze 

Vorstellung konkreter Lösungsansätze, darunter: 

• neue Wohnformen und Ortskernentwicklung (Studio Calas) 

• Präsentation der im Projekt entwickelten Instrumente (Checkliste und Motivations-

video) 

• Unternehmensrunde mit regionalen Bau- und Handwerksbetrieben zur praktischen 

Umsetzung altersgerechter Sanierungen. 

 

Abbildung 13: Präsentation der im Projekt entwickelten Möglichkeiten der Ortskernbelebung 
durch David Calas 
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Abbildung 14: Diskussion zum Thema "altersgerechte Sanierung" mit regionalen Unternehmern 

 

 

Das Symposium diente nicht nur der Präsentation der Projektergebnisse, sondern auch 

als Plattform für den Austausch zwischen Gemeinden, Wirtschaft und sozialen Organisa-

tionen.  

Die Einladung zum Symposium und der Pressebericht zur Veranstaltung finden sich im 

Anhang. 

2.9.2 Präsentation der Projektergebnisse bei Fachveranstaltungen 

Die Projektergebnisse wurden beim 28. Impulstag der Niederösterreichischen Wohn-

bauforschung, der am 12. November 2025 in der Spitzenfabrik in St. Pölten präsentiert. 

Der Impulstag wurde im Rahmen der RENOWAVE.AT Impact Days durchgeführt und 

brachte zentrale Akteur:innen aus Bauwirtschaft, Forschung, Politik und Verwaltung zu-

sammen. 

Im Rahmen dieser Veranstaltung konnten die Ergebnisse des vorliegenden Projekts ei-

nem breiten Fachpublikum vorgestellt werden. Dabei wurden insbesondere die im Projekt 
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entwickelten Instrumente – die Checkliste für altersgerechtes Wohnen sowie das Motiva-

tionsvideo – präsentiert und in den aktuellen wohnbaupolitischen und sanierungstechni-

schen Kontext eingeordnet. 

 

Abbildung 15: Podiumsdiskussion mit allen Referent:innen beim Impulstag der NÖ Wohnbaufor-
schung 

Ergänzend wurde das Projekt auch im Rahmen einer sogenannten „Zukunftsreise“ am 

Sonnenplatz Großschönau vorgestellt. Bei dieser Veranstaltung wurden mit Vertre-

ter:innen aus Gemeinden, Regionalentwicklung, Energieberatung und Baupraxis zukünf-

tige Herausforderungen im Bereich Wohnen, Energie und demografische Entwicklung 

diskutiert. 

Im Rahmen dieser Veranstaltung konnten zentrale Projektergebnisse zum altersge-

rechten Wohnen im Eigenheim präsentiert und mit den Teilnehmer:innen hinsichtlich 

praktischer Umsetzbarkeit, Förderbedingungen und regionaler Bedeutung erörtert wer-

den. Die Veranstaltung diente zugleich der Sensibilisierung regionaler Entschei-

dungsträger:innen für die Bedeutung präventiver Sanierungsmaßnahmen im bestehen-

den Gebäudebestand. 

Eine Dokumentation der Veranstaltung ist im Anhang des Endberichts enthalten. 
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2.9.3 Nutzung digitaler Kommunikationskanäle 

Zur Verbreitung der Projektergebnisse wurden mehrere digitale Kommunikationskanäle 

genutzt. Dazu zählen insbesondere: 

• LinkedIn-Kanal des Sonnenplatz Großschönau 

• Facebook-Seiten von Sonnenplatz Großschönau und „Wohnen im Waldviertel“ 

• Newsletter des Sonnenplatz Großschönau 

• Newsletter „Wohnen im Waldviertel“. 

Über diese Kanäle wurden sowohl Informationen zum Projekt als auch Hinweise auf die 

entwickelten Instrumente (Checkliste und Motivationsvideo) verbreitet. 

2.9.4 Verbreitung über Medien und regionale Multiplikatoren 

Zur weiteren Verbreitung der Projektergebnisse wurden regionale Medien eingebunden. 

Berichte über das Projekt sowie über das Fachsymposium erschienen unter anderem in: 

• der regionalen Wochenzeitung NÖN 

• den Bezirksblättern. 

Diese Medien erreichen eine breite Leserschaft in der Region und tragen dazu bei, das 

Thema altersgerechtes Wohnen auch außerhalb der Fachöffentlichkeit sichtbar zu ma-

chen. 

2.9.5 Einbindung institutioneller Netzwerke und Multiplikatoren 

Ein wichtiger Bestandteil der Disseminationsstrategie war die Einbindung bestehender 

institutioneller Netzwerke, um die entwickelten Instrumente möglichst breit zugänglich zu 

machen. 

Zu den eingebundenen Organisationen und Multiplikatoren zählen unter anderem: 

• Interkomm Waldviertel und Gemeindenetzwerke 

• Community Nurses 

• Architekturnetzwerk ORTE Architektur 
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• Initiative NÖ gestalten 

• Wirtschaftsforum Waldviertel 

• Sparte Handwerk der Wirtschaftskammer Niederösterreich. 

Darüber hinaus wurden auch regionale Banken, insbesondere Raiffeisenbanken in 

Niederösterreich sowie die Sparkasse Zwettl, über die Projektergebnisse informiert. 

Diese Institutionen können die entwickelten Instrumente sowohl für Privatkund:innen 

als auch für Firmenkund:innen im Bau- und Handwerksbereich als Informations- und 

Beratungsangebot nutzen. 

2.9.6 Einbindung sozialer Organisationen und Gesundheitssektor 

Um die Zielgruppe älterer Menschen möglichst direkt zu erreichen, wurden auch Organi-

sationen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich einbezogen. 

Dazu zählen insbesondere: 

• Seniorenbund Niederösterreich 

• Pensionistenverband Niederösterreich. 

Diese Organisationen haben ihre Bereitschaft signalisiert, die im Projekt entwickelten In-

strumente – insbesondere Checkliste und Motivationsvideo – aktiv als Service für ihre 

Mitglieder zu bewerben. 

Zusätzlich wurde die Ärztekammer Niederösterreich gebeten, das Motivationsvideo 

auch in Arztpraxen einzusetzen. Ziel ist es, die Wartezeit in Ordinationen zu nutzen, um 

Patient:innen auf das Thema altersgerechte Wohnraumanpassung aufmerksam zu ma-

chen und frühzeitig zur Umsetzung entsprechender Maßnahmen zu motivieren. 

2.9.7 Nutzung der entwickelten Instrumente als dauerhafte Disseminationsbasis 

Die im Projekt entwickelten Instrumente – insbesondere die Checkliste für altersge-

rechtes Wohnen sowie das Motivationsvideo in mehreren Versionen – bilden eine 

dauerhafte Grundlage für die weitere Verbreitung der Projektergebnisse. 
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Diese Materialien sind öffentlich über die Website des Projektträgers verfügbar und kön-

nen von Gemeinden, Beratungsstellen, Handwerksbetrieben und sozialen Organisatio-

nen frei genutzt werden. Ziel ist es, die Sensibilisierung für altersgerechte Sanierungen 

langfristig zu stärken und die Umsetzung entsprechender Maßnahmen in der Praxis zu 

unterstützen. 

Ziel der Disseminationsmaßnahmen war es nicht nur, die Projektergebnisse zu verbrei-

ten, sondern auch konkrete Motivation zum Handeln zu erzeugen. Die Kombination aus 

Checkliste, Kostenindikationen und Motivationsvideo soll Eigentümer:innen dazu anre-

gen, notwendige Anpassungsmaßnahmen frühzeitig zu planen und umzusetzen. 
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3 Zusammenfassung 

Zentrale Projektergebnisse im Überblick 

Im Rahmen des Projektes konnten folgende zentrale Ergebnisse erarbeitet werden: 

• Definition zweier Sanierungsstandards: 

Entwicklung eines praxisnahen Silberstandards für altersgerechte Anpassungen im Ge-

bäudebestand sowie eines Goldstandards, der zusätzlich eine umfassende thermische 

Sanierung und einen Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger umfasst. 

• Entwicklung einer praxisorientierten Maßnahmencheckliste: 

Erstellung einer strukturierten Checkliste mit konkreten Anpassungsmaßnahmen für typi-

sche Gebäudebereiche sowie mit Kostenindikationen auf Basis realer Umbauprojekte re-

gionaler Handwerksbetriebe. 

• Erarbeitung von Mustergrundrissen für typische Eigenheimtypen: 

Darstellung altersgerechter Anpassungsmöglichkeiten anhand exemplarischer Gebäu-

degrundrisse für ein eingeschossiges und ein zweigeschossiges Einfamilienhaus aus 

den bauintensiven Jahrzehnten der 1970er- und 1980er-Jahre. 

• Realistische Kostenabschätzungen für altersgerechte Sanierungen: 

Ermittlung praxisnaher Kostenrahmen für typische Anpassungsmaßnahmen sowie Ab-

schätzung von Investitionsvolumina für umfassendere Sanierungen im Gebäudebestand. 

• Volkswirtschaftliche Bewertung präventiver Wohnraumanpassungen: 

Analyse der möglichen Einsparpotenziale im Gesundheits- und Pflegebereich durch die 

Reduktion von Sturzrisiken sowie durch die zeitliche Verzögerung stationärer Pflegebe-

dürftigkeit. 

• Modellhafte Analyse alternativer Wohnformen: 

Untersuchung innovativer Wohnformen im Rahmen des Fallbeispiels „Zentrumsentwick-

lung Schweiggers“ als Ergänzung zum klassischen Einfamilienhaus. 

• Breite Dissemination der Projektergebnisse: 

Verbreitung der entwickelten Instrumente und Erkenntnisse über Fachveranstaltungen, 
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Medien, Banken, Seniorenorganisationen, Handwerksnetzwerke sowie digitale Kommu-

nikationskanäle. 

Das Forschungsprojekt „Altersvergnügen im dritten Lebensabschnitt im Eigenheim 

bzw. in den eigenen vier Wänden“ beschäftigte sich mit der Frage, wie bestehende Ei-

genheime in Niederösterreich so angepasst werden können, dass Menschen möglichst 

lange selbstbestimmt in ihrem vertrauten Wohnumfeld leben können. 

Ausgangspunkt des Projekts ist die demografische Entwicklung in Niederösterreich. Der 

Anteil älterer Menschen steigt kontinuierlich, während gleichzeitig ein großer Teil des 

Wohngebäudebestands aus Bauperioden stammt, in denen Barrierefreiheit und altersge-

rechte Wohnformen kaum berücksichtigt wurden. Dadurch entsteht ein zunehmender An-

passungsbedarf im bestehenden Gebäudebestand. 

Im Projekt wurden zunächst im Rahmen einer Iststandsanalyse zentrale Herausforde-

rungen und Hemmnisse für altersgerechtes Wohnen identifiziert. Dabei wurden sowohl 

bauliche Aspekte als auch soziale und organisatorische Faktoren berücksichtigt. Gleich-

zeitig wurde die Entwicklung von Pflegebedarf und Pflegeinfrastruktur analysiert, um die 

Bedeutung präventiver Maßnahmen im Wohnumfeld besser einschätzen zu können. 

Auf Basis dieser Analyse wurden zwei Qualitätsstandards für altersgerechte Sanie-

rungen entwickelt: 

• der Silberstandard für altersgerechte Anpassungsmaßnahmen mit Fokus auf Si-

cherheit und Barrierefreiheit 

• sowie der Goldstandard, der diese Maßnahmen mit umfassenden energetischen 

Sanierungen und einem Heizungstausch auf Basis erneuerbarer Energieträger 

kombiniert. 

Zur praktischen Umsetzung dieser Standards wurden im Projekt mehrere Instrumente 

entwickelt. Dazu zählen insbesondere: 

• eine Checkliste für altersgerechte Anpassungsmaßnahmen, gegliedert nach 

Gebäudebereichen und Prioritäten, 

• Mustergrundrisse typischer Einfamilienhäuser aus den 1970er- und 1980er-

Jahren, 
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• praxisnahe Kostenabschätzungen für einzelne Maßnahmen auf Basis realer 

Bauprojekte aus dem Jahr 2025, 

• sowie Informationen zu Behördenwegen, Finanzierungsmöglichkeiten und 

Förderprogrammen. 

Die Checkliste wurde öffentlich zugänglich gemacht und kann über die Website des Pro-

jektträgers genutzt werden. Sie soll Eigentümer:innen eine einfache Orientierung bei der 

Planung altersgerechter Anpassungen bieten und wird auch nach Projektende als leben-

des Dokument weiterentwickelt. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Projekts lag auf der volkswirtschaftlichen Bewertung al-

tersgerechter Sanierungen. Dabei wurde deutlich, dass präventive Anpassungen im 

Wohnumfeld erhebliches Potenzial besitzen, um Unfallrisiken zu reduzieren und Pflege-

bedürftigkeit hinauszuzögern. Bereits eine Verschiebung des Eintritts in stationäre Pflege 

um ein Jahr kann dazu führen, dass sich Investitionen in altersgerechte Anpassungen 

wirtschaftlich amortisieren. 

Neben dem Einfamilienhausansatz wurde mit dem Fallbeispiel „Zentrumsentwicklung 

Schweiggers“ auch ein alternativer Ansatz untersucht, der verdichtete, altersgerechte 

Wohnformen im Ortszentrum mit sozialer Infrastruktur und kurzen Wegen zu Dienstleis-

tungen verbindet. 

Die Projektergebnisse wurden über verschiedene Kanäle verbreitet, darunter Fachveran-

staltungen, Medienberichte, Newsletter sowie ein Fachsymposium im Februar 2026. Ziel 

dieser Disseminationsmaßnahmen war es, sowohl Eigentümer:innen als auch Gemein-

den, Planer:innen, Handwerksbetriebe und andere relevante Akteur:innen für das Thema 

altersgerechtes Wohnen zu sensibilisieren. 

Ein zentrales Ergebnis des Projekts ist die Erkenntnis, dass altersgerechte Anpassungen 

möglichst frühzeitig und präventiv erfolgen sollten. Sanierungen werden häufig erst 

dann durchgeführt, wenn bereits gesundheitliche Einschränkungen bestehen. Eine früh-

zeitige Anpassung des Wohnumfelds – idealerweise bereits in der Lebensmitte – ermög-

licht dagegen eine schrittweise Umsetzung und reduziert spätere Umbaunotwendigkei-

ten. 
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Insgesamt zeigt das Projekt, dass altersgerechte Sanierungen im Gebäudebestand einen 

wichtigen Beitrag leisten können: 

• zur Verbesserung der Lebensqualität älterer Menschen, 

• zur Entlastung von Pflege- und Betreuungssystemen, 

• sowie zur Stärkung regionaler Wertschöpfung im Bau- und Handwerkssektor. 

 

Policy Message des Projekts 

Die Ergebnisse des Projekts zeigen, dass altersgerechte Anpassungen des bestehenden 

Wohngebäudebestands ein wichtiges Instrument zur Bewältigung der demografischen 

Herausforderungen in Niederösterreich darstellen. Ein großer Teil der Eigenheime wurde 

in einer Zeit errichtet, in der Barrierefreiheit noch keine Planungsgrundlage war, während 

gleichzeitig der Wunsch der Menschen besteht, möglichst lange selbstbestimmt im eige-

nen Zuhause zu leben. 

Präventive Investitionen in altersgerechte Wohnraumanpassungen können dazu beitra-

gen, Unfallrisiken zu reduzieren, Pflegebedürftigkeit hinauszuzögern und gleichzeitig re-

gionale Wertschöpfung im Bau- und Handwerksbereich zu stärken. Altersgerechte Sanie-

rungen sollten daher stärker als präventives Instrument der Wohnbau-, Sozial- und Ge-

sundheitspolitik verstanden werden. Förderprogramme sollten frühzeitig Anreize schaf-

fen, den bestehenden Wohnbestand schrittweise an zukünftige Anforderungen anzupas-

sen und nicht erst bei bereits eingetretener Pflegebedürftigkeit ansetzen. 
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Anhang 1 Fragebogen zur Befragung der Aussteller:innen während 

der BIOEM 
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Anhang 2 Projektmappe Schweiggers 
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Anhang 3 Interkomm Zukunftsreise am Sonnenplatz 
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Anhang 4 Einladung Fachsymposium  
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Anhang 5 Presseaussendung Fachsymposium 

Fachsymposium „Sicher und leistbar im eigenen Zuhause altern“ 

Unter dem Motto „Gönn dir Neues!“ diskutierten Expert:innen am Sonnenplatz 

Großschönau Wege zur Zukunft des Wohnens und der Pflege 

Großschönau – Wie können wir Lebensqualität im Alter sichern und gleichzeitig die Kos-

ten im Wohn- und Pflegebereich bremsen? Diese Frage stand im Zentrum des Fachsym-

posiums „Sicher und leistbar im eigenen Zuhause altern“, veranstaltet vom Verein TDW 

Großschönau, Projekt Nachhaltiger Ressourcenmarktplatz, und der Sonnenplatz Groß-

schönau GmbH im Rahmen eines Wohnbauforschungsprojekts. Vertreter:innen aus Po-

litik, Gemeinden, Sozialorganisationen, Wohnbauforschung und Wirtschaft nutzten die 

Gelegenheit, um sich über strategische Handlungsmöglichkeiten zu informieren und aus-

zutauschen. Aus den Reihen der Politik nahmen NR Lukas Brandweiner (Präsident des 

Hilfswerks Niederösterreich) sowie BR Margit Göll teil.  

Unter dem Motto „Gönn dir Neues!“ wurde ein bewusst positiver Zugang gewählt: Alters-

gerechtes Wohnen soll nicht als Reaktion auf Krankheit oder Pflegebedürftigkeit verstan-

den werden, sondern als aktiver Schritt zu mehr Komfort, Sicherheit und Lebensqualität. 

Eine Herausforderung, die uns alle betrifft 

Die Zahlen sind eindeutig: Die Anzahl der über 65-Jährigen wird in den kommenden Jahr-

zehnten stark steigen, bis 2025 um ~50%. Gesundheits- und Pflegekosten wachsen kon-

tinuierlich. Präventive Maßnahmen spielen bislang jedoch eine untergeordnete Rolle. 

Martin Bruckner von der Sonnenplatz Großschönau GmbH verwies auf eine alarmierende 

Tatsache: Rund 20.000 Menschen über 65 werden jährlich in Niederösterreich nach Stür-

zen hospitalisiert – meist infolge von Unfällen im eigenen Wohnumfeld. Ein Oberschen-

kelhalsbruch verursacht direkte Kosten von rund 15.000 Euro, Folgekosten nicht einge-

rechnet. 

„Jeder will älter werden, aber keiner will alt sein“, brachte Regionalexperte Josef Wallen-

berger die emotionale Hürde auf den Punkt. Genau hier brauche es neue Kommunikati-

onsstrategien. 

Dr. Wolfgang Amann vom Institut für Immobilien, Bauen und Wohnen (IIBW) zeigte zu-

dem auf, dass altersgerechte Sanierung nicht nur eine soziale Frage ist, sondern auch 
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eine raumordnungs- und wirtschaftspolitische. Der Großteil des Wohnbestands stammt 

aus einer Zeit, in der Barrierefreiheit kein Thema war. Gleichzeitig entstehen Leerstände 

in Ortskernen, während am Ortsrand neu gebaut wird. Altersgerechte Sanierung könne 

daher auch ein Hebel für Ortskernbelebung, regionale Wertschöpfung und nachhaltige 

Raumentwicklung sein. 

Praxisbeispiel: Ortskern statt grüner Wiese 

Wie das konkret funktionieren kann, zeigte Architekt David Calas anhand der Zentrums-

entwicklung in Schweiggers. Statt Neubau auf der grünen Wiese setzt das Konzept auf 

die Aktivierung bestehender Gebäude, flexible und barrierefreie Grundrisse, Gemein-

schaftsflächen sowie die Verbindung von Wohnen, Gesundheit und Infrastruktur. 

Altersgerechtes Wohnen wird damit zum Instrument gegen Leerstand, Vereinsamung 

und infrastrukturelle Ausdünnung im ländlichen Raum. 

Wirtschaftliche Vernunft: Früh handeln statt später reparieren 

Im Mittelpunkt stand das von der NÖ Wohnbauforschung geförderte Projekt 

„Altersvergnügen im dritten Lebensabschnitt im Eigenheim bzw. in den eigenen vier Wän-

den“, umgesetzt durch die Sonnenplatz Großschönau GmbH. Die wirtschaftliche Rech-

nung ist eindeutig: Umbaukosten im sogenannten „Silberstandard“ beginnen bei rund 

30.000 Euro. Ein Pflegeheimplatz kostet rund 54.000 Euro pro Jahr. Mobile Betreuung 

daheim kostet einen Bruchteil davon und 24 Stunden Betreuung kostet etwa 41.000 Euro 

pro Jahr. Frühzeitig handeln ist daher günstiger als später reparieren. 

Besonderes Interesse fanden die im Projekt entwickelten Instrumente: 

• Eine praxisnahe Checkliste für barrierefreies Wohnen mit Prioritäten-Farbcode 

und realen Kostenbeispielen aus 2025 zeigt, wie einfach erste Schritte gesetzt 

werden können. 

• Das humorvolle Zeichentrickvideo – mit Katze und Enkelkind in der Hauptrolle – 

brachte das Motto „Gönn dir Neues!“ charmant auf den Punkt: 

Barrierefreies Wohnen ist kein Thema des Alters, sondern ein Schritt zu mehr 

Freiheit im eigenen Zuhause. 

Beide Werkzeuge stehen kostenlos unter www.sonnenplatz.at/zuhause_ohne_huerden 

zum Download bereit. 

http://www.sonnenplatz.at/zuhause_ohne_huerden
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In der abschließenden Unternehmensrunde wurde deutlich: 

Das Know-how für altersgerechte Sanierungen ist vorhanden. Was es braucht, ist bes-

sere Kommunikation, mehr Sichtbarkeit und die aktive Einbindung von Gemeinden als 

Multiplikatoren. 

Fazit: Keine soziale Randfrage, sondern strategische Zukunftsfrage 

Das Symposium machte klar: Altersgerechtes Wohnen ist keine Nischenfrage der Pflege. 

Es ist eine strategische Zukunftsfrage für Gemeinden, Wirtschaft und Gesellschaft – und 

letztlich für jede und jeden persönlich. 

Denn die entscheidende Frage ist nicht, ob wir älter werden – sondern wie. 

 


